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Kurzfassung und Schluflfolgenmgcn: 

Das Gutachten untersucht zunächst die polnische Wiri.sclmflscntwicklung des 
ersten Halbjahres 1989. Danach wird auf .,owoh\ auf die Bankemcforrn als 
auch auf die Möglichkeiten und P1·oble1ne einer 1cstriktiven (Jnhipolitik sov;_ic 
auf weitere Elemente einer Stabilitillspolitik ei11gcgn11gen. Abschlid.leml folgt 
eine Einschätzung der wirtschuftspolitiscb.1-:-11 l{ouzcpl.iou der ueueu l~.r-g,ierung 
Mazowieckis. Die Ergebnisse und Schlußfolgerungen de5 Gn1acl1lcrn; können 
wie folgt zusammenfallt werden: 
1. Polen stand zur Jahrcsmille 1989 vor einer widschaltlichen Kat~slrnphe, die 
sich mit einer merklichen Abschwächung des Wirtschathwachtums, Produkti-
onseinbrüchen in Einzelbereichen, ungi.i1v;ligcn Aul\(",nhande1s.crgchnisscn> 
einem erneuten Inflationsschub und sich verstürkenden Marktungleich-
gewichten ankündigte. l)ie I~rgebnissc hn cinzclnco: l)ic verkaufte (uduslric·· 
produktion wies jn1 ersten IJalbjalir 1989 gcgcniibl~r dcn1 Vo1juhreszcitraun1 
insgesamt noch ein einprozenlig.cs V../achslu1n nuf; sie v1ar allerdings seil. dein 
zweiten Q11artal bis September riickliiulig. In der Landwirlschafl lassen 
giinstige Witterungsbcdinr,ung,cn hingegen eine gute f~rnte er\Vnrlcn; in der 
Tierproduktion ist indes ein drastischer Verkaufsriiekgang von Schlachtvieh zu 
beobnchleu, der zn einer \Veiteren Verschlechterung der l\fahrungsn1ittcl-
versorgl1ng führte. Kennzeichnend für den Außenhandel ist da.'.i geringe 
Exportwachstum und der hohe Importanstieg mil dem konvertiblen 
Wiihrungsbercich, wodurch sich der Handelsbilau1.iibcrschu[I V<„·mindcrte. 
Zudem traten tiefe binncnwirtschaflliche U1Jg\cichgcwkhtc auf; zurecht kann 
in Polen jetzl von einer I·lypcrinnation gesprochen \V(-"rdcn, dil~ sich vor allein 
iin August und Scpte1nbc.r \Veitcr beschlonniglc. 
2. Die itn April 1988 beschlossene I3ankcnrefonn \VHr<lc Anfaug 1989 init 
cincn1 neuen ßankcngcsctz nnd cinen1 Gcselz über die l\lalionnlbnnk pr1izi-
siert. I<crnstiick der Itcfonn isl die a1n l.l.1~)89 c1folglc u·rn\vandtung des 
bisher einstufigen in ein 'l.\Vci:;lufigcs IJankcnsysle1n. Die Zenlralbank über-
nimmt kiinftig weitgehend die in Ma1.·ktwirtschaftc11 üblici1cn Funktionen der 
Geldpolitik, während die Vergabe komnwrzicllex Kredite von dcu Geschäfts-
banken abgcvrickelt v.1erdcn soll. In dcn1 ():c~;clz zur l'-lationalbank \Verden 
deren Aufgaben> l(on1petenzen, innere; ~~trnktur und dio I11siru1nenle de.i: 
Geldpolitik bestimmt. Da' neue Bankengesetz vom 31.1.1989 definiert die 
Gcschiifrsbanken als selbständige nnd sich :;elb~tlinanzlcrcnde fiinhcitcn, 
deren Aufgaben itn Sparbereich> in d~r Abv1icldn11g linanzielter 1~-ransaklionen 
unc\ der Kreditvergabe liegen. Iiankcn können nach dcni l-laudelsl'echt als 
Akli.engesel1schaflcn und nach dein Zivilrecht al~ GenosscnscJu~fteil organi" 
siert sein. Sie können a1lsländischr.: 'Teilhaber hcrcinneluncn. Sie besitzen 
Entscheidungsfreiheit in ihren ßankgeschiil'tcn "''wie tid der Wahl ihrer 
Vertragspartner> d.11. si.i.nülichc vorher bestehenden Bi~scht·iinkungen V.'Hrde:n 
beseitigt, und sie sind vtrp!lichtet alk: Eigc11lu1n~•sr..ktorcn gleil:h ·1,n b(~\iJtH.lcln. 
Banken dür[c.n neben dein l\tcditgcschül'i auch •Jll(\\:l·c \Virt.schaflliche 1\kti.vi·· 
täten <mtf~llen. 
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3. Schon im Juli 1987 wurden mit der Ausgliederung der AUgcmeiirnn Spar-
kasse PKO aus der Organisatiousstruktur der Nalionalbauk und deren 
Etablierung als selbständige Bank erste prnkti:rnhe Jlcfonmchritte unter-
nommen. 1988 bereitete die Regierung die gesetzlichen Gruudlage11 und die 
organisatorischen Maßnahmen zur Umgestaltung des Kreditwesens vor. Nach 
der Verabschiedung der oben envälmlen Bankengesetze Anföng 1989, wurden 
neun staatliche (Jeschäftsbanken gc~g.ründet1 die hn wesentlichen aur. 
ZvJeigniedcrlassungen der I~ationatbank hc~·vorgingen. AJs Geschäfti;bnnken 
wurden zudem auch die schon zuvor bestehenden Spezialbanken, die für 
einzelne Wirtschafts: bzw. Aufgabenbereiche zuständig waren, etabliert. Die 
Gründung von Banken auf der Grundlage von Aktiengescllscha!'teu hcllndet 
sich hingegen erst im Anfangsstadium. Zt1 Jahresbeginn 1989 waren 16 
Initiativen bekannt, von denen bisher nur cinn rculisicrl. wurde. Die ßnnkcn-
bilanzcn des ersten Quartals 1989 zeigen, daß sich prnktisch all Strnktm und 
Tätigkeilsbereich des Bank\Vcscns bisher kau1n et\vas geiindcrl hat. Ob daran 
die seil Juli 1989 eingeführte Bankwahl otwas fü1dcrn wird, bkibt abzuwarten. 
4. Formal wurde mit clen neuen Bankengesetzen die Grumlla!le eines unab-
hängigen Bankensystems gcschnffcn. zweifelhaft ist, ob die Unabhängigkeit 
unter den gct~enwärtigen JJedingnngen ver\virklicht \Vü~'den kann. J)ie forrneH 
geschaffene Selbstiindigkeit tler Zentralbank isl durch die noch bestehende 
enge Abhängigkeit des Staatshaushaltes von Krediten der Zenlrnlbank stark 
eingeschränkt. Die. Zcntralh:ink innf\ sich dc~hatb Z\Vm1gnlünfig eng tnit den 
anderen \Virtschaflspolilischcn Entscheidungszentren nbslin11ncn. lJnier 
diesen Bedingungen ist das (Jesanltfronzcpl der \!i/irtr,cbaftspolitik cnlschci·· 
dend. Die Unabhängigkeit der Geschäftsbanken wird clllrch ihre mh1i111alc 
Eigenkapitalausstattung uml fehlende Konkttrrenzstrnktmcn ge,chwächt, 
wodurch die Gefahr ·der politischen Einflußnahme anl' clie Kreditpolitik 
verstärkt wircl. Die Zentmlb"nk sclzt unter diesen Bedingungen in der Gele[ .. 
incngcnstcucrung ilirelac (ICrcdilli1nilc) nnd in<lircktc In~l.run1cnte 

(Mindc~;tret>erven, Zinss:'ilzr: zur Rufinnnzierung) ein, v1obci allerdings def 
Einsatz der vefscttiedcnen lllStru1ncnle gc.gctl\Vürlig nicht prüzlsicrl \V1trde. 
lJn1kchrl stehen die Gcschäl'lsbanken unter dcrn Drut'.k einer 1

\ 11cichcn F'inan· 
zierung11

, der nnf die 1'Tationa1bank übcrsch\vappcn knnn, J)icsec })ruck knnn 
nur be::;eitigt \Verdcu> \Vcnn \Virksn1nc Sanktionen gcgcnübcl' Unternr..h1ncn bei 
Zahlungsunfähigkeit lmv. Nichteinhaltung der Krcdi1bedingu11gcn bcslehc1i, 
m.a.W. der Konkurs der Unternehmen cir1gclcitet tmd c!er Zu10dff auf ihr 
Vermögen besteht. 
5. Die SelhsUindigkeit der Geschäflsbnnkcu so\vohi gegeniilier <ll~r Zcnt1·al· 
bank als auch gegenüber den lJntcrnelunen kann nicht durch Von-;chdftc:.n, 
sondern nur dann verv1irklichl. \Verden, \VCnn ·nankcn ein fund<11nüntalcs Inter-
esse an einem cffizicnlcn Ehisatz, de::l ICapitn1s haben, <l.h. \\'cnn es Ulfl ~J:rc 
eigenes Vern1ögcn u11d dns ihrer I<licntcn geht. \Vichtig ist in diese111 :Z~ur.ain·· 
1nenhang eine Erhöhung des Eigcnkn.pitalant~:ih; der I\auken. 'l~udcin di'ldi.:.n 
Privatisiernngsn1;:J.~nal11ncn nicht a1n 13ankcnscklor hallnH1.chcn, ob\vohl dies 
kon1pJ,izicrter durchzuführen sciu \Vird als in an<lcrcu Wirlschafisbr;reichc11, 
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Ferner sollte die Gründung von Privatbanki;n gezielt gefördert werden. Die 
bisherige Reform des Bankensektors befindet sich deshalb erst im Anfongs-
stadi um. Sie )nuß durch '"1citcl'führcndc Maßnahn1en crgünzt \Verden. E~inigc 
Maßnahmen, u.a. die Vereinfaclnmg der Verfahren zur Gründung VOil Privat-
banken, sind in dem neuen Wirlschaflsprogr:-tnun der f{et.,vi.ernng Mazo\vieckis 
enthalten. 
6. Voraussetzung einer restriktiven Geldpolitik bt, daß die automatische 
Krcditierung der Unternehmen bescitig wird, und dio Geschäfübanken 
kiin!\ig ökonomische Kxitcrien bei der Kreditvergabe anwenden. Diese 
miisscn vor allem die Solvenz des Kreditnehmers und die Bereitstellung von 
verschiedenen Sicherheiten beriicksichtigel\, Die Umstellung <les Banken-
systems auf eine kommerzie!!e Grundlage wird 11.a. at1ch d11rch den schlechten 
Ausbildt1ngsstand der ßankmitarbeiler behindert. Vielfach fehlen Grnnd-
kenntnisse eines auf marktwirtschaftlicher Grundlage fünktionierenden 
Bankensystems. Verstärkt wird dieses Problem dad11rch, daß es bis heute kein 
entsprechendes Ausbildungs- und Schulungssystem gibt. Hier bestände ein 
wichtiger Ansatz zur Untersliilzmig marktwirtschaftlicher Sirnklurcn in Polen. 
Dies gilt insbesondere für die Bundesrepublik Deutschland, deren Banken-
system in Polen als vorbildlich angesehen wird. 
7. Um die Eigenkapitalbildung zu fördern und die Inflation almrnchwiichcn, 
\Värc eine Erhöhung der Spnrneigung erforderlich. Sio ist u.n. in zentralen 
Pla,1'\Virtschnften sehr nicdrir;, \\1cil niedrige Zinssäizc und 3cringe I\.föglich-
keiten fi.ii· private Inve&titionon bestehen. Z11dcm fehlt ein privates Versiehe·· 
rungswesen. Wichtige onlnugspolitische fl ahmenbodingnngen für private 
Inver.litioncn wurden schon mil dem Gesetz 1.ur Auliiahmc der Wirtschafts-
tätigkeit geschaffen. Um eine höhere Sparneiguni; rn erreichen, ist jedoch 
zunächst eine deutliche Abbremsung der Tnl1atin11 erl'or<lcdich, da sonst die 
inflationären Erwartungen der TJ.cvölkcrnng kau1n übcr\vnnden \Verden 
können. Gleichzeitig müßten die jetzt weit llfller der lnfbtionsratc liegenden 
Z,inssälze angehoben. werden, d.h. positive RcalzinBen gczahh \Verden. 
8. Mittel„ und langfr_istig ist eine \Virl~;chnftHchc Stabilisierung l'l))c11.~ nur 
durch einen tiefgreifenden Wandel der \Virlr.chaflssl.ruklur in Richlung auf 
den J(onsun1gütcrsektor und au( exportorientierte und innovative Wirtschafts~ 
zweige möglich. Die bisherigen Erfohrnngcn zeigen, daß solche Struktnr-
änderungcn nicht irr1 P.ahmcn einer zcnlrrilen st:u1tiicI1cn lnvcstilionspolitik 
erfolgreich durchgeführt werden können. Pdvate, nu Erfolgskritiere11 orien-
tierte Investitionen siml hicrfiir notwendig. Ohne eine weitgehende Privatisie-
rung des sozialistischen Sektors und einer darnit einhergehenden völligen 
Neubestimmnng der Eigentmnsrcchfe, ist dies Bicht möglich. Hierzu ist ein 
funktionierender Kapitalmarkt, d.h. frde B"nkaktivilliten, Aktienmärkte etc. 
crfordcrlicli. Der Aufbmi eines funktionierenden Knpi!almarktcs und eines 
starken und unabhängi(\CI\ ß:rnkcnr,ystcms muß deshalb als ein Schlüssel der 
\VirtschaHsrcform ange~:ehet\ \Verden. 
9. Gerade im Bankcnseklor könnten \VelllJichc 1..-frndcr, neben der schon obr,n 
erwähnten Ausbildungshilfe wirksame technische und orr,anisatorischc Hilb 
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stellungen leisten. Nützlich wäre es auch, wenn westliche Banken direkt in 
Polen aktiv wiirden, bzw. internationale Hilfsgelder im Rahmen von 
Zweigniederlassungen von westlichen Banken abgewickelt wiirdcn. Ein 
solches Vorgehen hätte vier Vorteile: Erstens könnte die Hilfe gezielt im 
Rahmen von Kreditprogrammen an klar definierte Adressaten bzw. 
Aufgabenbereiche gelangen. zweitens wäre es eine Hilfe zur Selbsthilfe, wenn 
die Gelder im Rahmen eines revolvierenden Fonds als zinsgiinstige Kredite 
eingesetzt und mit den Riickzahlungen neue Kredite vergeben würden. 
Drittens könnte durch die gezielte Unterstützung von privaten Neugründun-
gen die Schaffung von Wettbewerbsstrukturen in der Wirtschaft gefördert 
werden. Viertens würden durch das Engagement von westlichen Kredit-
instituten in Polen zugleich Wetlbewerbsstrukuren im Bankensektor gestärkt. 
10. Eine restriktive Fiskal· und Geldpolitik bedeutet, daß Sparmaßnahmen 
eingeleitet, Subventionen abgebaut und schließlich die unmittelbare Finanzie-
rung des Staatshaushaltsdefizits durch Geldschöpfung der Zentralbank besei-
tigt werden. Bisher fehlen andere Finanzierungsmöglichkeiten für das Staats· 
hausbaltsdefizit auf einem Kapitalmai·kt. Erste Ansätze zur Heruusgabe von 
Staatsanleihen wurden jedoch gemacht und in Zukunft sollen auch Staats-
betriebe zur Deckung des Defizits verkauft werden. Flankiert werden müssen 
diese Maßnahmen durch weitreichende Ändernngen im gesamten Finanz-
system, die vor allem auf eine Vereinheitlichung und Vereinfachung des 
Steuernsystems hinauslaufen miissen. Eine Stabilitätspolitik ist zudem ohne 
eine Änderung des gegenwlirtigen Lohn- und Finanzsystems mil dem Ziel 
einer Eindämmung der raschen nominalen Einkommenssteigerungen nicht 
denkbar. 
11. Die Vereinbarungen am "Runden Tisch" zn ökonomischen Fragen stellten 
einen politischen Kompromiß dar und ließen Zweifel nn der Realisierbarkeit 
der Wirtschaftsreform aufüommen. Dies betraf vm· allem die Vorstellung, daß 
Realeinkommensverluste ii1 der ersten Reformphase vermeidbar seien. Das 
neue Programm der Regierung Mazowlccki, das weitgehend mit dem IWF 
abgestimmt wurde, ist hingegen durch einen weitaus größeren Realismus 
gekennzeichnet. Schon ii1 seiner Regierungserklärung betonte der neue 
Ministerpriisident, daß weitere Opfer von seilen der Bevölkerung zur 
Sanierung der polnischen Wirlschnft notwendig seien. Die neue Wirtschafts-
politik zielt auf eine drastische StabiliHitspolitik smvie einen raschen und 
utnfassenden Übergang zur Marktwirtschaft innerhalb eines Jahres. Schon 
Anfang 1990 sollen die Inllationsrate drastisch vermindert 11nd im Laufe des 
Jahre alle wesentlichen institutionellen Grundlagen der Marktwirtschaft 
eingeführt werden. Dies schließt die Konvertibiltät der polnischen Währung 
mit ein. Flankiert werden soll diese Reform durch umfangreiche westliche 
Wirtschaftshilfe, die sich jetzt multilateral und bilateral abzeichnet. 
12. Dieses Programm steckt voller gesellschaftspolitischen Sprengstoff. 
Realeinkommensverluste und die zu erwartende Arbeitslosigkeit werden einer 
Bevölkernng abverlangt, die ohnehin in der letzten Zeit unter sich ständig 
verschlechternden Lebensbedingungen zu leiden halte. Die Solidarnosc gerät 
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als Gewerkschaft aber a11ch gesellschaftliche Bewegung immer mclir in eine 
Zwickmühle. Einerseits hat sie sich als Gewerkschaflsbewegung zu profilieren, 
die die Interessen der Arbeiler verleidigl, andererseits muß sie die mittel- 11nd 
langfristige Entwicklung des Landes im A11ge behalten. Sie kann kein Inter-
esse an der A11frechterhaltung iiberkommener Wirtschaftsstrukturen haben. 
Hinzu kommt, daß die kommunistische Gewerkschaft OPZZ diese Siluation 
z11 Aktionen gegen die Regierung a11snützcn könnte. Zudem setzt sich 
Solidarnosc selber aus sehr heterogenen polilischen Kräften zusammen, die 
zunehmend untereinander in Konflikt geraten könnten. Eine unkontrollierte 
Steikentwicklung würde der "Solidarnosc-Regierung" die Legitimations-
grundlage entziehen. Dies wäre nicht nur das Ende der Regierung, sondern 
auch das Ende der Wirtschaftsreform und der Demokratisierung. 
13. Trotz dieser großen Unsicherheiten und Gefahren ist die Chance für einen 
grundlegenden Dmchbruch zu einer Marktwirtschaft in Polen noch nie so 
groß gewesen wie heute. Die Grlinde hierfür sind folgende: Erstens besteht 
z.Zt. keine außenpolitische Gefahr mehr für den Reformkurs von seilen der 
Sowjetunion. Zweitens enlwickelt sich die Demolm1tisierung in einer 
Geschwindigkeit, die eine polilische Absicherung der Wirtschaftsreform zu 
garantieren verspricht. Drittens ist die Wirtschaftskrise so massiv, daß es fiir 
halbherzige "Therapieexperimente" keinen Spielrnum mehr gibl. Nm· eine 
umfassende Reform und drastische Stabilitälspolitik versprechen Hoffnung 
auf Erfolg. Das wirtschaflspolit ische Konzept der Regierung Masowieckis 
enlspricht dieser Notwendigkeil. Viertens ist der Westen nur dann zu einer 
umfassenden Wirtschaftshilfe, wie sie sich jetzt abzeichnet bereit, wenn eine 
solche radikale Reform eingeleitet wird. Das nächste Jahr 1990 wird darüber 
entscheiden, ob dieses fiir Polen zukunftsweisende "Experiment" gelingt. 
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I. Einluitung 

Nur das Währungsproblem hat mehr Menschen um den Verstand gebracht als 
die Liebe'. 

Dieses aus einem grundlegenden Lehrbuch der westlichen Volkswirt· 
scbaftslehre entnommene Zitat von Benjamin Disraeli hätten die Klassiker 
des Sozialismus mit Genugtung aufgenommen. Prophezeiten sie doch, daß die 
kiinftige sozialistische, genauer kommunistische, Gesellschaft nicht mehr der 
"Dazwischenkunft" des Geldes bedurfte. Doch die Praxis zentraler Mengen· 
planung zeigte, daß man ohne Geld als Verrechnungsgröße nicht auskam. 
Allerdings verlor es im Zuge der Beseitigtmg des Privateigentums und markt· 
wirtschaftlicher Beziehungen seine zentrale Rolle im Wirtschaftsgesclwhen 
und übernahm weitgehend "passive Funklionen". Die monetären G1·ößcn 
wurden fortan aus der Mengenplanung abgeleitet, wodurch, zumindest 
theoretisch, keine Gleichgewichtsstörungen auf die Wirtschaft ausgehen 
sollten. 

Während bis in die zweite Hälfte de1· ?Ocr Jahre hinein, ·sozialistische Wirt· 
schaftssysteme trotz ihrer offensichtlichen Unwirtschaftlichkeit ein stetes 
Wirtschaftswachstum', Arbeitsplatzsicherheit un<l geringe offene Inflation 
vorzuweisen hallen, wnrden vor allem h1 den 80cr Jahren zunehmende 
binnen- und außenwirtschaftliche Ungleichgewichte und Wachstumsprobleme 

. sichtbar. Inllationäre Prozesse entwickelten sich zum normalen Erscheinungs-
bild vor a!lcrn jener sozialislbcher Wirtschaftssysteme, die sich anschickten, 
das überkomn1ene, zentralistische PJannngssystem zu reforcniercn und 1narkl· 
wirtschaftlichen Beziehungen w.rstilrlct zur Geltung zu verhelfen. Im folgenden 
Gutnchtcn wird der Frnge nachgegangen, welchen Si.el!cnwert die Banken· 
reform in der jüngsten polnischen Wirlsr.lrnftsrnform von 1988/89 besitzt und 
welche Voraussetzungen beslehcn miissen, um eine restriktive Geldpolitik und 
eine Staliilitätspolilik erfolgreich einleiten zu können. Zunächst wird allerdings 
auf die Ergebnisse der Wirtschaflscntwicklung des ersten Halbjahres 1989 
eingegangen. Sie führen drnslisch vor Augen, wie dringend eine slabililäts· 
orientierte Wirtschaflspolilik ist. 

II. Die Wktscbal'tscntnicklung im ersten lfolbjahr 1989 

Polen stand zur Jahresmitte 1989 vor einer wirtschaftlichen Katasthrophc, die 
sich mil einer merkliclien Abschwächung des Wirtschaflswachsturn, einem 
erneuten Inflationsschub und sich verstärkenden Marktungleichgewichten 
ankündigte. Eine wichtige Ursache der Produktionsprobleme war die 

1 Bcnja1nin Disracli, zilicrt nnch P.A. Sumuel.son, \V, D. Nordlmus: Voll;swirtsdmf!i>lchrc 1, 
Grundlagen der Ma:kro~ unö Mikroöf{Ol\om(c1 Köln 19871 G. 417. 

2 Es gab nur wenige Ausnahmen wie clwa die 1schcchoslowa!Jsd1e \VirJschnfl Anfang <lcr 
60cr Jal\rc 
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geringere Versorgung mit Rohstoffen und Materialien. Im ersten Halbjahr 
1989 lag sie um 2,3 % unter dem Niveau des Vorjahreszeitraums. Vor allem 
verminderte sich die Versorgung mit Walzwarcn.3 Neben internen Gründen, 
u.a. einem deutlichen ßeschürtigungsrilckgang in der ve1·gesellschaftcten 
Wirtschaft, der nicht durch Produktivitätsfortschritte ausgegliche11 werden 
konnte, kann dies auch auf externe Faktoren zurückgeführt werden. Während 
Warschau verstärkt um Wirtschaftshilfe, Umschuldungen und neue Kredite im 
Westen nachfragt, reduziert die Sowjetunion ihre Rohstoff- und Energie-
lieferungen an Polen real um etwa 10 %. Steigende Handelsüberschüsse mit 
der UdSSR, konnten zu einer verstärkten Schuldenrückzahlung verwendet 
werden. Ein westlicher Beobachter weist bereits auf diesen Zusammenhang 

· hin. Seiner Meinung nach sollten der IWF, dessen Mitglied die Sowjetunion 
werden möchte, Druck auf die UdSSR ,ausüben, damit sie diese Politik ändert. 
"Der Westen sollte Polen helfen, nicht aber Polen helfen um der Sowjetunion 
zu helfen.'" 

Das geringe Wirtschaftswachstum wurde vor allem durch die entäuschen-
den Produktionsergeb11isse der sozialisierten Industrie hervorgerufen. 
lngesamt erhöhte sich deren Produktion im crstm Halbjahr gegeniiber dem 
Vorjahreszeitraum um nur 1 %. Während im ersten Quartal 1989 noch ein 
dreiprozentiges Wachstum der verkauften Industrieproduktion zu verzeichnen 
war, ging sie im zweiten Quartal zurück. Dieser Trend setzte sich verstärkt im 
August und September fort.5 Im Rohstoff- und Materialbereich war schon zu 
Beginn des Jahres ein Produktionsrückgang zu beobachten. Andere Industrie-
zweige wiesen ein niedrigeres Wachstum als 1988 auf. Während der Maschi-
nenbau und die chemische Industrie im ersten Halbjahr 1989 nur unbedeutend 
das Produktionsniveau des Vorjahreszeitraums überschritten, konnte die 
mineralische, die Leicht- und die Konsumgiltcrindustrie ein vergleichsweise 
hohes Wachstum erzielen. Dies gilt auch für den vergesellschafteten Bau- und 
Montagebereich, dessen Produktionswachstum sielt allerdings im zweiten 
Quartal 1989 abschwächte. Die Bautätigkeit im vergesellschafteten und 
privaten Breich nahm zu, doch die Zahl der zur Nutzung übergebenen 
Wohnungen lag deutlich unter dem Vorjahr. Dagegen stieg die Zahl der 
fertiggestellen Einfamilienhäuser ,6 

Positiv wirkte sich das neue Gesetz zur "Aufnahme der Wirtschafts-
tätigkeit" aus, das Privatpersonen die Gründung von Unternehmen wesentlich 
vereinfachte. Jeder Polen kann jetzt ein Unternehmen ohne Begrenzung der 
ßeschiiftigtenzahl gründen, Dabei genügt bis auf wenige Wil'tschaflsbercichc 

3 Statystyka Polski, Konn1nikat gM.wnego urz~ch; slalyslyc:z.nego o sytuacji spofcczuo-
gospod<.lrci..cj kraju w l p61toczu 1989 r., in: Rzcczpospolilß von1 25.7.1989 

"J. Vanious, PlanEcon Rcpor1 1 Vol V September 15, 1989, Polish Ikonomic Pcrforn1ance in 
1988 and dnring lhe first half 011 1989: Polish Con10111nist hand ovcr govcrn1nent und cconon1y 
near collupse to so!id;trity but skcptics expert littfo in1provi:ncnt in nei\r fcnu. 

5 vgl. Marek Misiuk: Jest !le. in: Zyc:ic Gospod;,ircze, Nr. 42, vom 15.10.1989 
6 Stntystyka „., op. eil., vgl. Sdutuhlkl 1 
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Schaubild 3: Außenhandel Polens mit dem konvertiblen Wührungshe1·ckh 1989 
(Mio. US-$) 
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eine einfache Registrierung." Im ersten Halbjahr 1989 konnten etwa 572.000 
Privatunternehmen außerhalb der Landwirtschaft gezählt werden, was etwa 
128.000 mehr sind als im Vorjahr. Davon sind etwa 62.000 in der Industrie, 
31.000 im Bauwesen, 37.000 im Transport und 26.000 im Handel tätig. Auch 
im sozialistischen Sektor sl.icg die Zahl der Wirtschaftseinheiten um 2.900. auf 
31.300. Davon arbeiteten 2.139 als Akliengcsellschaften auf der Grundlage des 
Handelsgesetzes. 106 Akliengescllschaften besitzen ausländische Kapital-
beteiligung. Sicherlich hat auch das neue Joint-Venture-Gcsetzc zu einem 
größeren Engagement des Auslandes in Polen beigeiragen." 

Aufgrund günstigerer Witterungsbedingungen zeichnet sich eine höhere 
Ernte als 1988 ab. Die Tierproduktion ist hingegen durch gegenläufige 
Entwicklungen gekennzeichnet. Während der Rinderbestand im ersten 
Halbjahr 1989 im Vergleich zum Vorjnhreszc.itranm um 3,6 % zunahm, ging 
der Schweinebestand um 3,6 % und die Zahl der Ferkel sogar um 13 % 
zurück. Weitaus unbefriedigender war der Verkauf von Schlachtvieh, der sicl1 
im gleichen Zeitraum um 4,2 % ve1·minderte. Der Verkauf von Rindfleisch fiel 
sogar um 15 %, was mit der lmstandsaufstockung im Zusammenhang steht. 
Der höhere Milchverlrnnf stützt diese H ypothesc. DM geringe Angebot 
verschärfte die Knappheiten auf dem Lcbensmiltelnrnrkl. Selbst der drastische 
Anstieg der Fleischpreise im August konnte die Versorgungslage nicht verbes-
sern. Die Bauern verkaul'tnn nicht mehr Schlfü;htvich. Im September lag der 
Schlachtviehverkauf (in Tonnen) sogar um 34,l % niedriger als im gleichen 
Monat des Vorjahres? Es wird unterstellt, daß sie höhere Preise in den 
komn1endcn Monaten cr\vnrlcten.10 Hicrfiir in achte die Soli<larnosc und sogar 
einige Vcrtreier der PVAP, z.ß. das Politithliromitglied Baka, die verfehlte 
Wirtschal'lspolilik Rakowski-Rcgienmg verantwortlich. Kritisiert wird vor 
allem die überhastete Freigabe des landwirtschaftlichen Aulkaufs und der 
Agrarpreise. Ein Vorwurf \Vnr; daß unter den gegen\värtigcn monopolistischen 
Strnkturcn kein Wcti.bewcrh am Nahrungsmil.tclseklor möglich sei und daß 
man es l'ersiiuml hältc zur rrnisdiimpfung und Versorgungssicherung 
NahrungsnlitteJrcservcn anzulegen. 

Neben den enttäuschenden Wachslumscrgcbnisscn war die Beschleuni-
gung der Inßntion heransrngendes Kennzeichen der polnischen Wirtschafts-
krise. Während im ersten Halbjahr 1989 die Uinzelhnnddprcisc fiir Konsum-
giiler im Vergleich zum Vorjilhreszeitrnum um etwa 81 % stiegen, erhöhten 
sich die durchschnittlichen Einkommen der Bevölkerung um 118 %. Hohe 
Preissteigerungen bei nnvennindcrtcn J(nappheiten (aufgestaute Inflation) 
sind weiterhin das Erscheinungsbild des Konsumgiitcrmarktcs in Polen. Im 
Juli versuchte die Rei;icrung Rakowski noch die Inllation mit einem Preis-

1 W. Q1111issct: Die Wh'tsdrnflscnt,~cldung Polens irn Jaluc l9ßß ~ Von der "zweiten 
Rcforn1ctappc" znul "l(onsoliUicn1rtg:ip)an der \Virlschaf1 11

, ill: Ai-heilen a11s <lern Oslc\irop<1~ 

Institut Miinchcn, Working Pn11crs Nr. 131 1 J\pril 1989 
n Statystyka „. 1 op. eil., Joinl~Vr;nt11rc-R<:chl in Pofen nl!raktiv, in: NFA von\ ~1.5. 1989 
9 Misiak, Jcst „., op. eil., vgl. Sclrnnbild 1 
10 Stalys1yka „„ op. eil. 
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und Lohnstopp abzuschwächen, Trotzdem s1 iegen die Preise in diesem Monat 
um etwa 10 %, die Löhne hingegen nur um 1 %. Nachdem die Regierung die 
Nahrungsmillelpreise freigab, setzte ein erneuter Inflationsschub im August 
und September ein. Einige polnische Ökonomen rechnen mit einer Inflalions-
rale von mehr als 1000 % in diesem Jahr. Eine wesentliche Ursache hierfür 
war ein wachsendes Staatshaushaltsdefizit, daß in den ersten fünf Monaten des 
Jahres 1989 schon 3,2 Billionen Zloty erreichte. Es lag damit schon um etwa 1 
Billionen Zloty über der geplante Höhe fiir das ganze Jahr 1989.11 

Der Außenhandel mit dem konvertiblen Währungsbereich entwickelte sich 
bis zur J ahreshälfe unbefriedigend. Zwar stiegen die Exporte in diesen 
Länderbereich im ersten Halbjahr 1989 gegenüber dem Vorjahreszeitraum 
nominal (laufende US $-Preise) um 6,5 % - real allerdings nur um 1 bis 2 % -, 
doch betrug der Importan.,tieg im gleichen Zeitraum nominal 14,3 % und real 
8 bis 9 %. Dadurch schrumpfte der Handelsbilanziibcrschuß in konvertibler 
Währung im ersten Halbjahr 1989 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum von 
663 Mio. US $ auf 448 Mio. US $. Im August und September gingen die 
Exporte weiter zuriick, wiihrend die Importe stiegen. Wcchselkursbeclingt 
verminderte sich die Verschulduug Polens in US $ aggregiert gegenüber 
westlichen Liindern von 39,2 Mrd. US $ (Ende Dezember 1988) auf 36,9 Mrd. 
US $ (Ende Mai 1989). Dahingegen konnte Polen aufgrund hoher Export-
steigerungen und einem Importrückgang einen Überschuß im Handel mit 
dem nicht-konvertiblen Wiihrungsbereich von etwa 646 Mio. Transfcrrubeln 
erzielen. Dadurch konnte Warschau seine Verschuldung gegenüber den 
Ländern diese Währungsbereiches von 6,5 Mrd. Transfcrrnbeln (Ende 
Dezember 1938) auf 6,4 Mrd. Transferrubcl11 (Ende Mai 1989) vermindern." 
Auf die Problematik dieser Entwicklung wurde schon ztl Beginn hingewiesen. 

III. Hanken und Geldpolitik in der Wirtschnrtsi·cform 

1. Gt·undrinnuhn1en untl Zietc der ßankenrel'orn1 

Obwohl die Reform von 1980-1982 Änderungen des Bankensystems und der 
Geldpolitik vorsah, beschränklen sich diese auf einige Modifikationen des 
bestehenden Systems. Die "zweite Reformetappe" seil 1986 hob hingegen die 
Notwendigkeil einer Umgestaltung des Bankensektors in Verbindung mit 
einer restriktiven Geldpolitik hervor. Allerdings wurden in den verschiedenen 
Reformdokumenten die Akzente unterschiedlich gesetzt. In dem noch unter 
der Regierung Messner/Sadowski ausgearbeiteten "Realisierungsprngramm 
der zweiten I-lefor1nclappe1113 \Var war .eine Rcorienticrung der monetären 
Politik enthalten, doch der Schwerpunkt lag, wie später auch die praktische 

11 Statystyka .„, op. cit.j PlanE<;on, P~·lish „,, op. cit., vgl. Schaubild 2 
12 Statystyka „., op. dt., vgl. Schnuhil<.lcr 3 und 4 
13 Program rcalizacyjny II elapu rcforn1y 30.-;po1hirczcj, in: H.zcczpospolita, Dcilugc vom 

22.10.1987 .. 
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Politik zeigen sollte, mehr auf preispolilischen Maßnahme111·
1
• Nach dem 

Scheitern dieses Politikansatzes traten immer mehr die Vorstellungen des 
unter Leitung des Nationalbankchefs W. Baka ausgearbeiteten "Programms 
zur Stärkung des Geldes"'', d.h. eine restriktive Geldpolitik, in den Vorder-
grund. Einige konzeptionellen Aussagen dieses Programms gingen auch in den 
hernach von der Regierung Rakowski ausgearbeiteten sogennanten "Konsoli-
dierungsplan der Wirtschaft" ein16• Auch am "Runden Tisch" einigte man sich 
weitgehend auf die Grundlagen einer Gleichgewichtspolitik17

• 

Eine Grundthese der von Baka vorgestellten antiinflationären Wirtschafts-
politik verwirft die traditionelle reformpolitische Vorstellung, die Bankreform 
habe bis zur Erreichung des Marktgleichgewichts und der Geldwertstabilität 
zu warten. Die Erfahrung zeige, daß eine Gleichgewichts- und vor allem eine 
restriktive Geldpolitik im Rahmen des alten Systems nm· begrenzt durchführ-
bar sei. Es existiere eine enge Wechselbeziehung zwischen der Etablierung 
des Marktes und der Umgestaltung des monetären Systems. Zum einen 
könnten nur selbstständige und sich selbstlinanzierende Banken in einem 
marktwirtschaftlichen Umfeld agieren und zum anderen sei die Umgestaltung 
des Bankwesens wesentliche Voraussetzung zur Erzielung des wirtschaftlichen 
Gleichgewichts, der Verbesserung der Wirtschaftsstrnktur und der Herstel-
lung von Marktbeziehungen. Eine entsprechende Strategie müsse entwickelt 
\Verden, uu1 diese positiven Wechselwirkungen zu vcP.virklichen, d.h. 
Systemändernngen und dne restriktive Geldpolitik miißten dabei Hand in 
Hand gehen 18. 

Die recht 11llgemein und 1111präzi.'e fonm11icrtcn Aufgaben des reformier-
ten Ba11kensyslen1s \Verden darin gesehen, die Kredit~ und Gcldc1nission 1nit 
dem Ziel durchzuführen, das Funktionieren der Wirtschaft zu erleichtern und 
stetig dk Rolle des Geldes in der Volkswirtschaft und im Vergleich zu 
anderen Währungen zu stärken. Das Bankwesen soll die Spartätigkeit 
(freiwillige» Sparen) und die effiziente Verwendung von Finanzmittel nicht 
zuletzt dadurch fördern, dafl Kredite an Unternehmen nach Rentabilitäts-
kriterien vergeben wenlcu. Eine weitere Aufgabe der Kreditinstitute soll darin 
bestehen, geldmäßige und bargeldlose Verrechnungen zwischen einzelnen 
Wirtschaft.sein hciten durchzufii hren19

• 

14 W. Qunisscr: Die \Virlschnfl~cntwicklung Polens 1987 unlcr hei;ondcrcr Bc!'iicksichligung 
der Prcisrefonn, inOationärcr Prozesse und der Situation auf dem J(o11sum~litcnnarkt, Arbeiten 
aus dem Ostcuropa~lnitut Miinchcn, Working Paper, Nr. 125, Mai 1988 

15 Progrmn umocnicnia pic~nio!dzn, in: ßnnk i Ktcdyt, Nr. 11~12, 1987 
16 Der Entwurf des Plane~ wurde im Novcnlbcr 1988 in mehreren 'Z.citungcn veröffcnllicht, 

u.a. in: Zycic \Varsza\vy von1 3.11.1988 unter dein Titel: Zalo7'.enia planu konsolidaji gospodarki 
narodowcj; vgl. auch W. Ouaisst.l', J)ic \Virtsc\rnftscntwicklung .„, 1989, op. cit. 

17 Stnnowisko w spu1wic polity!.:i spokc~ncj i go.~podnrczcj ora7. rcfonn systcnlowych, zcspöl„ 
"okr9gltgo stolh'1 ds. gospoUarki i polilyki splitCczncj'1, in: Zycie Go~;podarczc, Nr. 16, vom 
16;1.1989 

18 \V. Baka: Podstawowe znfol.cnia refonn)' l>ankowcj, in: DRnk i Krcdyl, Nr. '!, 1988 
19 ßnkn:· Podstawowc .„, op. dt. 
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Als Ziele der Bankenreform ergeben sich folgende fünf Punkte: 
1. Schaffuug der organisatorisch-institioncllen Vorausselznngcn zur 

Einführung einer einheitlichen Geldpolitik, um so die Geldemission in 
den fiir die Aufrechterhaltung des wirtschaftlichen Gleichgewichtes 
notwendigen Grenzen zn halten. Dies erfordert die Sclbstiindigkeit der 
Banken, die fortan nach ökonomischen Kriterien arbeiten sollen. Man 
hofft dadurch, deren geldpolitische Verantwortung zu stärken. 

2. Sicherstellung einer wirksamen Einl1ußnahme des Bankensystems auf die 
Betriebe, um dadurch Effektivität und Modernisierung der Wirtschafts-
struktur zn fördern. Dadurch soll der Aulbau authentisch partnerschaft-
licher Beziehungen zwischen Banken und Betrieben, m.a.W. auch die 
freie Bankwahl und die Konkurrenz der Banken untereinander einge-
führt werden. 

3. Herbeiführung giins!iger Bedingungen für eine rasche Erweiterung und 
qualitative Anhebung der Dienstleistungen der Ba,nken für die Bevölke-
rung. 

4. Unterstützung neuer wirtschaftlicher Initiativen und Unternehmen von 
seilen der Bankenauch auf regionaler Ebene. 

5. Vereinfachung der Organisationsstrukhir durch Ahschaflimg der mittle-
ren Ebene. 

Der urspriingliche Fahrplan für die Bankenreform sah insgesamt drei 
Etappen vor: In der ersten Etappe im Jahre 1987 sollten die Grundlagen für 
eine restriktive Gcldpolil.ik im Kreditsystem gelegt und die Allgemeinen Spar-
kassen (PICO) aus der Struktur der Nationalbank herausgenommen werden. 
In der zweiten Etappe im Jahre 1988 wollte man reale i'lher der Inflationsrate 
liegende Zinssätze auf Einlagen und Kredite zahlen und die Grundlagen für 
ein Netz kommerzieller Banken auf Dasis der Abteilungen der Nationalbank 
schaffen. Fernei· wollte man Banken das Recht. eingerilumen, unterschiedliche 
Zinssätze und Gebühren für Diensllcistuogen zu verlangen. In der dritten 
Etappe im Jahre 1989 sollten die Geschiil'tsbankcn auf der Grnndlage der im 
Voijahr durchgeführten Änderungen ihre· TiHigkcit: aufnehmen, wobei man 
die freie Wahl des Bankpartners cinfiihren wollte. Zudem beabsichtigte man 
zu diesem Zeitpunkt, Konkurrenzbedingungen zwischen den Banken zu 
schaffen, reale, d.h. über der Inflationsrate liegende Zinssätze zu zahlen, die 
Selbständigkeit der Banken zu stiirken, Wechselgeschäfte zuzulassen, einen 
Wertpapiermarkt mit Beteiligung der Banken zu etablieren und das beste-
hende Verfahren der Krcdiliernng des Staatshaushaltes zu ändern, d.h. seine 
automatische Kredilierung zu beseitigen'°. 

Inwieweit der "Fahrplan" eingehalten wurde und in welchen Stadium sich 
die Bankenreform befindet, wlrd im \olgenden behandcll:. 

20 Baka: Po<lslawowe „„~;.~~-it.--
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2, Institutionelle Gruudlagcn und Änderungen 

Die Umwandlung des polnischen Bankwesens in ein Monobanksystem, d.h. 
die Umgestaltung von einer zwei- (Zentralbank und Geschiiftsbanken) in eine 
einstufige Struktur (Schliissclrolle Zentralbank), erfolgte analog zur Einfüh-
rung des zentralistischen Planungssystems in den Jahren 1948 bis 1953. 
Gemäß diesem System ""irden die wichtigsten Banktätigkeiten auf die 
Zentralbank (Narodowy Bank Polski, NBP) konzentriert, welche fortan dem 
Finanzministerium untergeordnet war. Die NBP übernahm mm sowohl die 
Funktion der Geldemission als auch die der Kreditvergabe. Umlauf- und 
Investitionskredite an die vergesellschafteten Unternehmen mirden seitdem 
den sachlichen Planentscheidnngcn untergeordnet, und die Bankenkontrolle 
beschränkte sich auf eine Überprüfung d.er Planauflagen21

• 

Die Zentralbank, bzw. ihre Zweigstellen, führten fortan die Konten der 
Unternehmen, wobei man die einzelnen Znhlungsvorgänge zwischen ihnen 
obligatorisch bargeldlos verrechnete. Zudem tätil\to sie die Verrechnungs-
geschäfte des Staatshaushaltes und gewührte dem Staat temporäre Über-
brückungskredite. Als oberste Geld- und Kreditinstanz oblag der NBP die 
Aufgabe, alle übrigen Banken zu beaufsichtigen und zu refinanzieren. 
Darüberhinaus übernahm sie wichtige Funktionen bei der staatlichen Finanz-
planung (Aufstellen des Kreditplanes und Bargeldumlauf plan etc.). Von Mitte 
der 70er Jahre bis 1987 unterstand die Allgemeine Sparlrnssc (Powszechna 
Kasa Oszczednosci, PKO) der NnP. Sie iibcrnahm damit a11ch die privaten 
Erparnisse und die Vergabe der Konsumkredite22• 

Eine gewisse Einschränkung des Monobanksystems ergab sich dadurch, 
daß neben der Zentralbank weitere Banken wichtige Funktionen zur Finanzie-
rung einzelner Wirtschaftsbereiche übernahmen. Diese waren jedoch nicht mit 
unabhängigen Geschäftsbanken vergleichbar, sondern erhielten, insbesondere 
bei der Kreditvergabe, klare Vorgaben von der Zentralbank. Außerdem 
konnten die Betriebe ihre Bank uichl frei wählen. Die Forstwirtschaft und der 
gesamte Nahnmgsmittelscktor m1rde von der Bank fiir Ernährnngswit'lschaft 
(Bank Gospodarki Zywnosciowcj, BGZ) bedient. Diese gemischten staatlich-
genossenschaftlichen Bankuntyrnehmen nahmen Geldeinlagen auf und verga-
ben Umlauf- und Investitionskredite. Mit der ßGZ war ein weit verzweigtes 
Netz von Kooperativbanken verbunden, die fiir die Finanzierung der privaten 
Landwirtschaft und des Handwerks veranwortlich waren. Obwohl sie als frei-
willige genossenschftliche Unternehmen deklariert mmlen, unterstanden sie 
doch der organisatorischen und wirtschaftlichen Aufsicht der BGZ. 

Drei weitere Banken waren im internationalen Z.1h\ungsverkehr tätig. Die 
Handelsbank (Bank Bandlowy, BH) war für den internationalen Znhlungs-

21 W. Jnworski 1 Narod;;~- llm~k Polski 19·\5ul9ß8 (powst:111ie - rozwoj - przcbudowa), in: 
Dank i Kredyt, Nr. 5-6 1 S . .58-59 

22 K. Lutkowski, lnstitotioncl\c Onmdtogcn der nntion11lcn Geld- und Krcditpolilik, Paper 
f{lr das Syinpo!iium, Inflation und Schattenwirtschaft int Sozirilisn1us, Ouisl.nn1~1 Scptcmllct 1988. 
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verkehr zuständig und wickelte die Devisentransaktionen mit dem Ausland ab. 
Zudem war diese Dank für die Finanzierung (Kredite, Einlagen etc.) von 
Auflenhandclsuntcrnchmen verantwortlich. In den 80cr Jahren kam eine 
weiteres Kreditinstitut, die Bank für Exportförderung hinzu. Sie unterstützte, 
ähnlich wie die BH, exportorientierte Projekte. Dagegen war die sogenannte 
Allgemeine Treuhandkasse (l'owszechna Kasa Opieki) im wesentlichen für 
den privaten Zahlungsverkehr (u.a. Devisenüberweisungen) mit dem Ausland 
zuständig. 

Im Reformkonzept von 1981 gab man der Umgestaltung des Bankwesens 
keinen grnßen Stellenwert und sprach nur allgemein von einer Stärkung der 
Nationalbank als wirtschaftspolitischem Entscheidungszentruni.23 Diese vagen 
Vorstellungen wurden allerdings in einem neuen Ilankengesetz vom Februar 
1982 präzisicrl24• Damit sollte die Grundlage für eine aktivere Rolle der 
Banken in der Wirtschaftspolitik insbesondere bei der Herstellung bzw. 
Sicherung des wirtschaftlichen Gleichgewichts geschaffen werden. Durch die 
Ausgliederung aus der Kompetenz des Finanzminigtcriums wurde der 
Bankenapparat eine selbständige wirtschaftspolitische Institution. Die 
einzelnen Banken wurden formal nicht n\11' von der Regierung, sondern auch 
von der Zentralbank unabhängig. Den Präsidenten der Nationalbank berief 
fortan der Sejm, demgegenüber er nun auch verantwortlich war. Obwohl kein 
Mitglied des Ministeratcs, nahm der Nationalbankchef an den dessen 
Sitzungen teil. Durch diese Maßnahmen hoffte man, die Gcldpoltik stärkm· 
vom Staat und politischen Entscheidungen abzukoppeln und durch den Sejm 
kontrollieren zu köunen25

• 

Neben einer Stärkung der Geld- und Kreditplanung - auf die noch näher 
einzugehen sein wird - etablierte man unter dem Vorsitz des Nationalbank-
chefs einen sogenannten Bankrat, der Koordinationsfuntionen im Hinblick auf 
eine einheitliche Geld- und Kreditpolitik übernahm. Darüberhinaus gliederte 
man lHc Allge1ncinen Sparkas8cn 1987 aus der Nalionabank aus und gründete 
die oben <0rwähnle Bank für Expmtföderung, wobei dem Ministerrat. die 
Möglichkeit eingeräumt wurde, weitere Banken zu etablieren. Obwohl durch 
diese Maßnahmen die Rolle der Banken gesttirkl und einzelne Kreditinsti.tutc 
von der Zentralbank unabhängig \Wrden, änderte sich wenig an der bisherigen 
Praxis. Die Nationalbank kontrollierte die meisten Einlagen, und es existierte 
so gut wie kein Wettbewerb zwischen einzelnen Bankcn26

• 

Die offiziell Ende 1986 verkündete "zweite Reformetappe" sah wiederum 
eine recht weitgehende Re.form des Bm1kcnscktors vor, die z.Zt. (Sommer 
1989) im vollen Gange ist. Schon im April 1988 beschloß der .Ministerrat. die 

23 Kicnmki Rcronny o;pod~;);·i~Jlrojckt, 1981, Wnrszawn, S3·1·· SS 
2-I Dzicnoik Ustaw Nr. 7, '198".\ poz. 56 
25 Jaworski, op. cit., S. 65 
26 World Bank Country Stutly, Poland, Reform, Adjust1nent, and Growth, Vol. 1, rvtnin 

Rcport1 S. 167 
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Grundzüge des neuen Bankensystemsv, die wiederum in einem neuen 
Bankengesetz und einem Gesetz über die Nationalbank priizisiert wurden. 
Kernstück der Reform ist die am 1.1.1989 erfolgte Umwandlung des Banken-
systems von einer ein- in eine zweistufige Struktur. Dies besagt, daß die 
Zentralbank weitgehend die in westlichen marktwirtschaftlichen Systemen 
üblichen Funktionen (Geldernmission, Geldpolitik) übertragen bekommt, 
während für das Kreditgeschäft Geschäftsbanken zuständig sein sollen. 

Das neue Bankengesetz vom 31.1.1989 regelt die Tätigkeit, Gründung und 
Organisation der neuen Kreditinstitute". Dieses gilt auch für die National-
bank, falls keine entsprechende Regelungen in dem gesonderten Gesetz 
existieren. Die Banken werden darin als selbständige und sich sclbstlitlanzie-
rende Organisationseinheiten <leliniert, deren Aufgaben in der Aufilewahrung 
der Spareinlagen, der Kreditvergabe und in der Abwicklung finanzieller 
Transaktionen bestehen sollen. Banken können rechtlich nach dem Handels-
recht als Aktiengesellschaften und nach dem Zivilrecht als Genossenschaften 
organisiert sein. Sie besitzen Entscheidungsfreiheit in ihren Bankgeschäften 
und der Wahl ihrer Vertragspartner, d.h. sämtliche sachliche bzw. brnnchen-
bezogenen und territorialen Begrenzungen wurden abgeschnfft, und sie 
konkurdernn mit anderen Instituten. Neben dem Kreditgeschäft dürfen die 
Banken auch andere wirtschaftliche Tätigkeiten durchzufiihren. Sie sind 
verpflichtet, ihre Kunden, unabhängig von der Eigentumsform, gleich zu 
behandeln. 

Die Kontrolle der Geschäftsbanken durch die Nationalbank erfolgt vor 
allem zum Schut.z der Klienten, d.h. zur Gewährleistung der Zahlungsfähig-
keit. Die Geld·· und Kreditpolitik der NBP soll vor allem liber ökonomische 
Instrnnwnte, d.h. über Mindestreserven und Rc!inanzierungskredite erfolgen. 
Wiihrend bei ,;taatliche11 Kreditinstituten die Grlindung der Bank sowie die 
Ilernfung bzw. Abbernfung des Direktors Aufgabe des Ministerrats ist, liegt 
die Zustin1m11ng zur <Jriindnng von Banken in Forn1 von Genossenschaften 
und Aktiengesellschaften, in deu Händen des Direktors clcr Nationalbank. Das 
neue Gesetz erroöglicht zudcn1 die Gründung von nankcn n1it ausländischen 
Kapitalanteil als Aktiengesellschaften. Der polnische Kapitalanteil muß aller„ 
dings 51 % betragen. Einige Änclernngen gab es ferner bei der Zusammen-
setzung des schon oben erwiilrntcn Ilankratcs, dem jetzt neben Vertretern des 
Ministerrate..:; anch Vertreter der upraktischen Wirtschaft0

, der Ge\verk~ 

schaften und der Arbeiterräte angehören werden. Eine im Vergleich zum 
vorherigen Zustand fast revolutionäre Andening ist die Regelung, daß Banken 
künftig auch in Konkurs gehen können. Droht ein solcher Pali, wird die Bank 
unter die Aufsicht der NBP gcstelll. Dabei besteht die Möglichkeit, daß sie 
enlweder konunissarisch eeführt, von einer anderen Bank ii:tJerno1nmen oder 
aufgelöst wird. 

-----V-~bni;\i;; -zl~t6~ki:--p;~jck~i·orn1y systcn1u hnnkowcgo, in: R?.CCT,pospoliln vonl 
20.12.1938 

28 Dzicnnili Ustnw, 1989, Nr. 4, von110.2.1989i vg.1. auch Z. Z\lzclski: Nowc pr.1wo bankowc, 
in: Gazcln Bnnkowa, Nr. 2, \nm 7~1:-tll.1989 
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Die zweite neue rechtliche Grundlage .zur Umgestaltung des Bauken-
sektors ist das Gesetz iiber die Nntionnlbank, die, wie schon erwähnt, im 
wesentlichen als Bank der Banken fungieren soll". Die NßP gibt entsprechend 
dieser Funktion keine Kredite mehr au einzelne Unternehmen, sondern ihre 
wesentliche Aufgabe besteht darin, die polnische Währung zu stärken und die 
Wirtschaftspolitik des Staates zu unterstützen. Auch weiterhin ist sie für die 

· Geldemissiou zuständig. Das Kernstiick des neuen G<Jsetzes sind die Regelun-
gen zu Fragen der Mindestreserven und der Refinanzierung der Gcschäfts-
bankeu (Kapitel 4). Die Verteilung de1· Refinanzierungskredite soll auf der 
Grundlage der durch die Geld·· und Kreditpolitik gesetzten Grenzen und der 
Zahlungsfähigkeit (Solvenz) einzelner Kreditinstitute erfolgen. Dabei können 
auch die Zinsen zwischen den einzelnen Instituten je nach deren Rückzah-
lungsmodalitäten gestaltet werden. 

Ferner wurden per Gesetz der Nationalbank erlaubt, Wertpapiere heraus-
zugeben und Staatsanleihen, Wechsel und sonstige Pnpiere zu kaufen und zu 
verkaufen. Darin eingeschlossen ist Aufgabe, durch Anleihen aufgenommene 
Staatskredite abzuwickeln. Die NBP vertritt die finanziellen Belange Polens 
im Ausland (einschließlich Kreditaufnahme) und sie verfügt über die Kompe-
tenz der Wechselkurs- und Devisenpolitik. In einzelnen Bestimmungen ist die 
Bankenaufsicht gegenüber den Geschäftsbanken geregelt, die vor allem der 
Sichernng des iibertragencn Geldes dient. Die NBP hat jedoch nicht die 
Möglichkeit, die einzelnen Vereinbarungen der Banken mit den Unternehmen 
zu beeinflussen. Der Direktor der Nationalbank wird vom Sejm und sein 
Stellvertreter vom Ministerrat ernannt. In zusätzlichen Bestimmungen sind 
ferner Kompetenzen und Aufgaben des Verwaltungsrates der Bank geregelt. 

Die institutionell-orgauisatorische Änderung des Bankensystems erfolgte 
in drei Etappen: In der ersten (ab 1. Juli 1987) wurde die Allgemeine 
Sparkasse PKO aus der Organisationsstrnkt\:r der Zentralbank ausgegliedert 
und als selbständige staat.liclic Banken organisiert. In <lcr zweiten Etappe 
(etwa ab Mai .!988) eifolgte eine Reorganisation der Zentralbank im Hinblick 
auf die neuen Aufgabenstellungen und die Vorbereitungen zur Ausglie<lenmg 
ihrer territorialen Zweigniederlassungen. In der drillen Etappe, die Anfang 
1989 begann und die noch nicht abgeschlossen ist, w11rden neun komerzielle 
Banken aus den, zuvor der Nationalbank untcrstclllen, regiqnalen Banken 
gegri'indet. Zudem besteht nach dem neuen Bankengesetz die Möglichkeit, 
weitere kommerzielle Banken zu griinden30• Hierm1s ist ersichtlich, daß sich 
der Zeitrahmen gegenüber dem 11rspriinglichcn Plan verschoben hat. 

Die neu gcgri111dcten 9 staatlichen Hanken, die aur ko1nn1erzieBer GrundM 
lnge arbeiten sollen, sind folgende: 

~zie1111Ö:\Jstaw, 1939;-N1~'4,-vom 10.2.1989; vgl. nuch Z. Zuzelski: \Jstaw<l o N:irodowyn1 
Banku Polskhn, in: Guzeta Uankown, Ni' 4, vom 21.·27.11.19!.18 

30 Rcfonna systcn1u ln1nl;owcgo, in: Drink i Kredit, Nr. 7, 19871 S. 4 
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die staatliche Kreditbank in Warschau (Panstwowy Bank Krcdytowy w 
Warszawie ), 
die Allgemeine Wirtschaftsbank in Lodz (Powszechny Bank Gospodarczy 
w Lodzi), 
die Schlesische Bank in Katowice (Bank ,Slanski w Katowicach), 
die Kreditbank in Posen (Bank Krcditytowy w Poznaniu), 
die Danziger Bank (Bank Gdanski), 
die West-Bank in Breslau (Bank Zachodni wc Wroclawiu), 
die Depositen- und Kreditbank in Lublin (Bank Depozytowo-Kredytowy 
w Lublinie ), 
die Pommerische Kreditbank in Stettin (Pomorski Bank Kredytowy w 
Szczecinie) ' 
und die Industrie und Handelsbank it1 Krakau (Bank Przemyslowo-
Handlowy w Krakowie )31

, • 

Zudem blieben die schon vorher zumindest formal selbständigen Banken, 
u.a. die Bank für Ernährungswirtschaft, die· Handelsbank und die Bank für 
Exportföderung (siehe oben) bestehen. 

Die Griindung von Banken auf der Grundlage von Aktiengcscllschaflen 
befindet sich dagegen erst im Anfangsstadium. Zu Jahresbeginn warnn 16 
Initiativen bekannt, von denen bisher erst eine realisiert wurde. Inl Juni 
gründeten mehrere Unternehmen die Bank für Wirtschaftsinitiativen (Bank 
Iniciatyw Gospodarczych - Big Bank S:A:) auf der Grundlage des neuen 
Gesetzes. Als Grlindungsmitglicder sind die Gesellschaft zur Unterstützung 
von Wirtschaftsinitiativen, die Außenhandelsgesellschaft Universal, die Staat-
liche Versicherungsanstalt (PZU), die Versichenmgsgesellsehaft \Varta sowie 
die Firmen Expolco und lnterster eingetragen". Das neue polnische Banken-
system (Staud Sommer 1989) in Schaubild 5 dargestellt. 

Die Analyse der wichtigste11 ökonomischen Indikatoren (Passiva und 
Aktiva) einzelner Banken zeigt, daß sieh im ersten Quartal 1989 kaum etwas 
am polnischen Bankwesen geändert hat. Auf die, dem alten Bankensystem der 
NB!' zugehörenden Banken, entliel weiterhin der Großteil der Kreditsumme, 
Andere Kreditinsiilutc sind vergleichsweise unbedeutend, und keines von 
ihnen iiberschreitet in der Krediliernng 8 % der gesamten Kreditsumme der 
Geschäftsbanken. Ein ähnliche Bild zeigen die Einlagen aus Mitteln der 
vergesellschaflelen Wirtsehaf'L Auch ist bisher hinsichtlich Strnktur und 
Spezialisierung einzelner Banken keine starke Bewegung feststelltbar.33 Ob 
sich hieran etwas nach der am 1.7,1989 eingefiihrten freien Bankwahl der 
Unternehmen etwas ändern wird, bleibt abzuwarten. Einige ausgewählte 
Bilanzdaten der Banken sind in Tabelle 1 zusammengestellt. 

3L Polish Situation Rcporl No. 4:M~~~h 1989, S, 41, (H.adio Prce Europc) 
32 Erste polnische Konlnlerz.bnnk, in: NfA vonl 12,6.1989 
33 A. Jaknbaszck: Bank6wwiticcj1 nie .„, in: GnzctH Daokown, Nr. 22, 1989 
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Schaubild 5: Abkiirz1111gen 
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Tab. la: Ausgewählte Daten de„ BankeIIl:i!:anzen - Passiva (in Mrd. Zloty) 

Passiva 

Bankkonten Ausland eigene Fonds 
i 
1 insges. soz. \Virtsch.. BevöLlrerung Budget Devisen 

Bank Rang Mrd. Rang ?\1rd. Rang Mrd. P..ang M_rd. Rang Mrd. Rang Mrd. Rang Mrd. Rar.g 
1 

IPBKW 1 595 5 160 6 13,9 < - - 421 2 18324,1 1 389 1 J 

NBP 2 2399 2 323 2 0,3 15 1758 1 318 3 284,6 2 87 7 
KOPB 3 3855 1 261 4 3533,3 1 33 12 - - 6,1 5 42 14 
BGZ 4 

1 
516 6 471 1 0,6 14 44 10 - - - - 67 9 

PKOSA 5 1859 3 10 15 20,3 4 - - 1829 1 90,3 3 57 10 
BS 6 508 7 303 3 22,1 3 75 4 108 4 0,0 7 140 2 
PBKW 7 492 8 251 5 3,0 7 149 2 89 . 5 0,0 9 121 3 
BSp 8 1151 4 159 7 930,8 2 62 7 - - - - 27 15 
PBGL 9 184 15 104 1~ '-' 1,4 12 49 9 34 14 0,0 14 117 4 
PBHK 10 317 9 14S 9 3,3 6 107 3 <O J, 9 0,1 6 103 5 
BG 11 272 10 144 10 2,6 8 68 5 57 11 0,0 9 99 6 
BZ 12 237 12 106 12 2,0 9 55 8 74 7 0,0 8 57 10 

'BKP 13 233 13 126 11 1,9 10 65 6 40 12 0,0 12 44 13 
IBDKL 14 192 14 91 14 1,2 13 34 11 66 8 0,0 11 47 12 

15 241 11 159 7 1,5 11 33 12 47 13 0,0 13 'O 8 IPBKS Q, 

BRE 16 94 16 10 15 0,0 17 5 14 79 6 32,5 4 16 16 
iLBR 17 

1 
2 17 2 17 0,1 16 - - - - - - ' 17 ~ 

Quelle: Gazeta Bankowa Nr. 22, vom 295.-4.6.1989. Die Daten wurden auf 0,1 Mrd. Zloty abgerundet. Eine Q~ote von 0,0 bedeutet, daß die 
Bznken entsprechende Tätigkeiten durchfiL'lren, aber die Passiva bzw. A1."tiva sind niedriger als 0,05 Mrd. Zloty. 

~ 

' 



Tab. lb: Ausgewählte Daten der Bankenbilanzen - Aktiva (in Mrd. Zloty) 

Aktiva 

insges. Kredite ausländ. Aktiva 

1 soz. \Vrrtsch. Privatsektor Bevölkerung Budget Devisen 
Bank Rang Mrd. Mrd. Rang Mrd. Rang Mrd. Rang Mrd. Rang Mrd. Rang Mrd. Rang 

.BHwW 1 21455 824 6 - - - - - - 3 3 1277 1 
:NBP 2 15457 - - - - - - 3337 1 - - 1001 2 
PKOPB 3 72fJ2 1719 2 7,4 3 493,6 1 26 2 - - 31 5 
BGZ 4 2992 2282 1 0,4 5 0,0 4 - - - - - -
?KOSA 5 2523 ·""tj "'~'.. 15 14,2 2 0,1 3 - - ·1 63 598 3 
BS 6 1662 11?5 3 0,0 10 - - - - - - 0,8 11 
PBKW 7 1401 1028 4 0,1 7 - - 17 , 5 - - 2,5 6 

. BSp 8 1399 18 14 492,0 1 247,8 2 8 8 - - - -
:::; 

PBGL 9 1095 946 5 0,0 9 - - 3 10 - - 0,6 14 
PBHK 10 1011 775 7 0,0 12 - - - - - - 0,9 9 
BG 11 991 757 8 0,1 8 - - 18 4 - - 0,8 11 
BZ 12 736 1 494 12 - - - - 7 9 - - 1,9 7 
BKP 13 717 529 10 - - - - 14 7 - - 0,9 9 
BDKL 14 713 571 9 0,0 11 - - 17 5 - - 0,8 11 
PBKS 15 672 519 11 0,2 6 - - 21 3 - - 1,6 s 
BRE 16 297 32 13 - - - - - - 2 38 37,9 4 
LBR 17 4 3 16 0,4 4 - - - - - - - -
Quelle: siehe Tab. la 



Tab l:Abkürzungen 

1 BHwW = Handelsbank in Warschau (Bank Handlowyw Warszawie) 
2 NBP = Polnische Nationalbank (Narodowy Bank Polsla} 
3 PKOPB = Allgemeine Sparkasse (Powszechna Kasa Oszczzdn?~ci i Bank Panstwowy) 
4 BGZ = Bar.k für Ernährungswirtschaft (Bank Gospodarki ZywnoSciowej) 
5 PKOSA = Allgemeine T'euhandkasse (Powszechna Kasa Opiekl} 
6 BS = Schlesische Bank (Bank SI~) 
7 PBKW = Staatliche Kreditbank in Warschau (Pai\stwowy Bank kredytowy w Warszawie) 
8 BSp = Genossenschaftsbanken (Banki Spocdzielczy) 
9 PBGL = Allgemeine Wirtschaftsb2l1k in Lodz (Powszechny Bank Gospodarczy w :E:odzi) 

10 PBHK = lndustrie und Handelsb2l1k in Krakau (Bar.k Przemys<'owo-Handlü"y w Kra.1<owie) 
11 BG = Danziger Ban_1< (Bar,k Gdallskl} 
12 BZ = West-Bank in Breslau (Ba.-i.1< Zachodni w Wro~wiu) 
13 BKP = Kreditbank in Posen (Bank Kredytowyw Szczecinie) 
14 BDKL = Depositen und Kreditbank in Lublin (Bap.k Dcpozytowo-Kredytowyw Lublinie) 
15 PBKS ..... = Pommerische Kreditbank i.-i Stettin (Pomorski Bank Kred;~owy w Szczecinie) "' 16 BRE = Bank für E>.-portentwicklung (B2l1k Rozwoju Eksportu) 
17 LBR = Lodzer Entwicklungsblmk ('-,6dzki Bank Rozwoju) 
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3, Voraussetzungen und Probleme einer Stablliilltspolitik 

3.1. Problemlage: Im Strudel der doppelten Inflation 

Die Stabilitätspolitik ist zu einer Schlüsselfrage der polnischen Wirtschafts-
reform geworden, da in den letzten zwei Jahren die inflationiiren Prozesse 
immer mehr außer Kontrolle geraten sind. Die binnenwirtschafllichen 
Ungleichgewichte haben sich, wie im Kapitel II dargestellt wurde, in der 
ersten Hälfte des Jahres 1989 weiter verstärkt. In den letzten Monaten 
(August, September 1989) ist die Befürchtung einer Hyperinflation Wirklich-
keit geworden. Es drohen chaotischen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Zuständen, zu einem Zeitpunkt, da zum ersten Mal in der Nachkriegs-
geschichte eine Regierung unter nicht-kommunistischer Führung die Regie-
rnngsverantwo1tung übernommen hat. L>ie gegenwärtigen Instabilitäten sind 
nicht nur für ordnungspolilische Änderungen kontraproduktiv, sondern sie 
behindern auch den dringend benötigten Zufluß ausländischen Kapitals nach 
Polen. 

Inflationserscheinungen in sozialistischen Ländern sind zunehmend in den 
80er Jahren mit Haushaltsdefiziten des Staates verbunden. Da ein entwickelter 
Kapitalmarkt fehlt, können solche Defizite nur iiber ungedeckte Kredite der 
Nationalbank finanziert werden. Der rascheste und einfachste Weg die galop-
pierende Innation zu stoppen, wäre eine drastische Preiserhöhung bei subven-
tionierten Erzeugnissen 1md die Beseitung sonstiger Zuwendungen, die den 
Staatshaushalt belasten". Die bisherigen Versuche eine solche Politik einzu-
leiten, sind jedoch wie zuletzt 1988 aufgrund des gesellschaftlichen Drncks 
weitgehend gescheitert. Zusiitzliche Lohnsteigcrnngen überkompensierten die 
Effekte der Preiserhöhungen und beschleunigten eine typisch inflationäre 
Preis-Lohnspirale. Hieraus ergibt sich clic Frnge, ob die Innation mit anderen 
Methoden bekämpft werden kann. 

Die Situation in Polen, aber auch in anderen reformorientierten sozialisti-
schen Ländern wie z.B. U1igarn, wird dadurch kompliziert, clafl nicht alleine 
mit eine offene, sondern auch eine aufgestaute Innation besteht. Dies bedeu-
tet, daß das Jnflationspotenial, entstanden durch einen sHirkcren Anstieg der 
Geldmenge über das erzeugte Sozialprodukt, aufgrnnd bestehender Preiskon-
trollen nicht alleine durch Preissteigerungen ausgesd1öpft wird. Die sichtbaren 
Folgen sind Warteschlangen, Rationierungen und Zwangssparen. Die Wirt-
schaftspolitik steht vor dem Dilemma, entweder die Preise frei zu geben und 
damit eine schwer zu beherrschende offene Inflation zu riskieren, oder 
Marktungleichgewichte bestehen zu lassen35• Letztere verhindern allerdings 
die Ausbreitung marktwirtschaftlicher Strukturen, da Preiskontrollen die 

34 vgl. hierzu auch J. Sachs, D. Liplon·; Prog1·(111\ stnbilizacyjny dla' Polski, in: Guzeln 
Dnnkowa, Nr. 33, voni 14.8.-20.8.1989 

3s G.F. KQf'odko: &onomic Rcforms und InOation in Socialism, Dctcnnin;1nts - Mutual 
Rclalionships - Prospects, in: Papers or thc Ccntral School of Planning m1d Stutistics - Institulc 
of Econo1nic Devclopment, No. 18, Warszawil, Januar 1981l 
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Selbstständigkeit von Betrieben einschränken, Anpassungsprozesse verhindern 
und die Betriebe nicht unter Nachfragebeschränlrnngen stellen. Umgekehrt 
zeigt die bisherige Erfahrung von Reformökonomien, daß Preisfreigaben zwar 
InOation, jedoch nur geringe Anpassung.,prozesse zur Folge hatten. 

Nicht zuletzt diese Erfahrungen zwingen zu dem Schluß, daß eine Anti-
inflations- und Stabilitätspolitik in sozialistischen Ländern breit angelegt sein 
muß, um die mittel- und langfristigen systembedingten und strukturellen 
InOationsursachen zu beseitigen. Ausgangspunkt muß allerdings eine restrik-
tive Geldpolitik sein, die kurzfristig die Kanäle einer übermäßigen Geldver-
sorgung der Wirtschaft verstopft. Tabelle 2 zeigt exemplarisch für das Jahr 
1987 wie stark die Geldmenge gestiegen ist. Die Schwierigkeit einer restrik-
tiven Geldpolitik besteht wiedernm darin, daß sie mit weitreichenden 
ordnungspolitischen Änderungen im .Jlereich des Finanz- und Geldwesens 
sowie im Hinblick auf die Schließung von Unternehmen einhergehen muß. 
Problematisch ist auch die sozialpolitische Flankiernng der Reform. Im 
folgenden werden die Probleme, Chancen und Voraussetzungen einer solchen 
Stabilitätspolitik am Beispiele Polens untersucht, 

Tabelle 2: Geldangebot (M1 + M1) im Jah1·c 1987 

Zuwachs 1.9871 Stan<l 31.12.1987 

In Mrd Zloty Stand 31.12. Struktur 
1986=100 

1. Bargeld 145,4 1.311,8 112,5 18,4 
2. Sichteinlagen 577,5 2.203,5 135,5 30,8 
Zusammen (Geldangebot M) 722,9 3.515,3 125,9 49,2 
3. Termineinlagen (Quasi-deld) 1.096,9 3.630,4 143,3 50,8 

Zusammen (Geldangebot M
2

) 1.819,8 7.145,7 134,2 100,0 

davon: 
3.1. Devisenkonten 690,0 1.230,2 227,7 17,2 
3.2. M

2 
ohne Devisenkonten L129,8 5.915,5 123,6 82,8 

davon: 
3.2.1. Geld in der sozialisti-

sehen Wirtschaft 572,1 2.213,7 134,8 31,0 
3.2.2. Geld in den übrigen Be-

reichen der Wirtschaft 
und im Privatsektor 557,7 3.701,8 117,7 51,8 

Quelle: Narodowy Bank Polski 
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3.2. Die Erblast: Das traditionelle und modilizierte Finanzsystem 

In zentralistischen Planungssystemen stellt Geld im Unterschied zn Markt-
wirtschaften kein Mittel zur Ressourcenallokation dar. Investitionen und 
Konsum werden von den zentralen Behörden in ihrem Umfang und ihrer 
Struktur festgelegt, und die Geldströme sollen den Plan untersliitzen. Geld 
und effektive Nachfrage bestimmen nicht das Produktionsniveau. Zumindest 
theoretisch ist es die Produktion, die das Geldangebot fixiert. Die Waren-
zirkulation ist nicht das Ergebnis von monetären Überlegungen, sondern das 
eines bürokratischen Allokationsprozesses. Auch auf dem Konsumgütermarkt 

· versucht der zentrale Planer das Geldangebot mit dem Konsumgüterangebot 
bei bestehenden Preisen auszugleichen. Unter normalen Umständen dürften 
deshalb keine Ungleichgewichte und Rationierungen entstel1en36• 

Weiteres Merkmal des monetärcn~Systems in zentralistischen Wirtschafts-
systemen ist die Existenz von zwei weitgehend getrennten Geldkreisläufen, 
dem Buchgeld- und Bargeldkreislauf. Der Buchgeklkrcislauf setzt sich aus der 
bargeldlosen Verrechnung zwischen den Unternehmen untereinander und 
zwischen ihnen und dem Staatshaushalt zusammen. Den Unternehmen fehlt 
somit der Zugang zu Bargeld, sieht man von den zentral limitierten Lohnfonds 
ab. Der Bargeldkreislauf setzt sich zusammen einerseits aus den Lolmzahlun-
gen und sonstigen Einkommen (Renten etc.), andere!'scits aus den Konsum-
ausgaben der Bevölkerung. Die Geldkreisläufe zwischen der Konsumsphäre, 
den Betrieben und dem Staatshaushalt sind voneinander getrennt. Dies wird 
durch verschiedene finanzielle Instrumente (u.a. Umsatzsteuern), durch die 
staatliche Kontrolle der Lohnfonds und die Beschränkungen für staatliche 
Betriebe an Bargeld heranzukommen ermöglicht. Zudem kann das Unter-
nehmen sein Geld nur in vom Plan bestimmten Bereichen ausgeben, d.h. die 
einzelnen Fonds des Unternehmens werden zentral kontrolliert37• Die Tren-
nung der Geldkrnisläufc kann jedoch, wie wil' weiter unten noch sehen 
werden, in der Praxis nicht so strikt aufrechterhalten werden. 

Die Geldschöpfung obliegt in zentralen Planungssystemen nicht den 
einzelnen Banken, sondern der. Zentralbank im Rahmen eines Kredit- und 
Bargeldumsatzplans. Die Zweigbanken verleiten die fiil' sie geplante Geld-
menge entsprechend den Vorgaben der Kreditpolitik. Die Banken nehmen 
zwar Einlagen entgegen, hallen Barreserven und füliren Konten bei der 
Zentralbank, doch diese Einlagen setzen keine .Grenzen für die Kredittätig-
keit. Diese werden vielmehr durch die vom Kredilplan abgeleiteten Kontin-
gente festgelegt. Die Banken slehen bis zu der kontingentierten Menge auch 
vor keinem Liquiditätsproblem, da die Zentralbank verpflichtet ist, die 
entsprechende Summe Bargeld kostenlos zu liefern. Die 11rsprüngliche 
Geldschöpfung erfolgt also auf einem Bankkonto bei der Kreditvergabe, 

36 Z. Polanski, Inflation thc Polish case, Manuskript, Warschau 1988 
37 F, I.Jaffncr: Monetäre Zentrnlplanung und Volks\viL1schaftsplnn\1ng, in: 11.J. 'Thien\c 

(l-lrsg.): Geldlheoric, Entwi(,;klung, Stnncl und systen1vcrglciche11dc 1\nwen<lung, Daden-Dadcn, 
1985, s. 198-203 
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während die Bargeldschöpfung sekundär !leim Abheben eines bereits 
bestehenden Geldes entsteht. Dadurcl1 ändert sich lediglich die Struktur, nicht 
jedoch der Umfang der Geldmenge". 

In einem solchen Planungssystem gibt es nur wenige Mechanismen, die das 
Geldangebot begrenzen könnten. Das Bankensystem geht Znhlungsverpflich-
tungen nur mit dem Geld ein, das von ihm selbst produziert wird. Der Kredit-
plan, der die Bankkredite und Einlagen der Volkswirtschaft festgelegen soll, 
besitzt nur wenige Restriktionen und kann beliebig verlängert werden. 
Normalerweise werden Kredite automatisch gewährt, um den Wünschen der 
Betriebe und teilweise auch dem Staatshaushalt zu entsprechen. Es gibt daher 
keinen Mechanismus, der monetäre Über- bzw. Unterversorgung verhindert"'. 
Den fehlenden Mechanismus einer Begrenzung des Geldangebots versuchte 
man vielmehr durch den oben beschriclienen Mechanismus der Trennung der 
verschiedenen Geldkreisläufe zu ersetzen. Dies sollte eigentlich das Auftreten 
von inflationären Prozessen verhindern. 

Doch selbst im traditionellen System mißlang oft der Versuch die Wirt-
schaft im monetären Gleichgewicht zu halten. Als Ursache können zunächst 
systemimmanente Planungsprobleme angeführt werden, die <>ine exakte den 
marteriellen Plänen entsprechende Festlegung der Geldmenge erschweren. 
Abgesehen davon, daß bestimmte monetiire Prozesse cY. ante schwer 
bestimmbar sind, werden vielfach monetiire Pläne von den eii1zelnen Wirt-
schafteinheiten nur partiell aufgestellt. Hinzu kommt, daß mntericlle und 
Finanzpläne oft unabhängig voneinander ausgearbeitet werden. Dies zwingt 
die Planungsbehörden globale Schätzungen und Erfahrungswerte heranzuzie-
hen. Bei der Kreditplanung besteht allerdings eine größere Genauigkeit, da 
entsprechende Anträge durch das staatliche Bankensystem genehmigt werden 
müssen. Weitaus schwieriger hingegen ist es, den Privatsektor und die privaten 
Haushalte zu planen. Hier ist man weitgehend auf grobe Schätzungen 
ange\viescn40

• 

Entgegen dem institutionellen Aufbau und theoretischen Konstrukt der 
Geldplanung kann nachgewiesen werden, daß die Geldmenge keine von den 
zentralen Instanzen kontrollierte Variable, sondern weitgehend endogen 
durch das Verhalten der staatlichen Betriebe bestimmt ist. Deren Interesse 
besteht vorwiegend an niedrigen Planauflagcn, möglichst hohen Leistungs-
reserven und umfangreichen Krediten, was einer Abstimmung der monetären 
und realen Aggregate entgegensteht. Die Abs\immungsprozesse zwischen 
Betrieben und Planungsbehörden beruhen wiederum auf einem Bargaining· 
prozeß, in dem die Betriebe aufgrund vielerlei Griinden eine starke Position 
besitzen. Dadurch wird eine strikte Finanzplanung unterhöhlt. Hinzu kommen 

.
38 K. Lutkowski: Institutionelle .„, op. eil. 
39 K.-H. 1-lartwig, ll.J. Tilien1c: Dctennin11ntcn des Geld- i1nd Krcditanucbotii: in i;ozialisti-

schcn l)lanwirtschaftcn, in; J-1.J. 'rhicmc (lfrsg.): Gcldthcot:ic .„, op. eil, S. 216 
4° K.-11. Harhv:ig: Monctiirc S1eucrungsproblemc in sozinli1>lischcn \1lnowirtsclrnftcn. 

Stuttgart, New York, 19871 S. 5•1-56 
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ordnungspolitische Rahmenbcding\lllgen (u.a. Konkursunfiihigkeit), die 
entsprechende Sanktionenen gegen den Verstoß geldpolitischer Ziele 
abschwächen bzw. erst gar verhindern. Auf diese wird weiter unlen 
eingegangen 41 , 

Die marktorientierte Reform von 1981 zielle in Polen auch auf eine Umge-
staltung des monetären Systems und auf eine Selbstfinanzierung der Betriebe. 
Trotz einiger Modifikationen änderte sicl1 jedoch nur wenig. Die Geldströme 
wurden weiterhin vorrangig durch physische Allokation der Ressourcen 
bestimmt. Das Geldsystem mit der kiinstlichen Trennung der einzelnen Fonds 
(Löhne, Investitionen und andere Ausgaben) gespalten, wenn auch Aufwei-
chungen zu beobachten waren. Obwohl die Jletriebe nicht mehr verpflichtet 
waren, ihr Geld nach zentralen Planauflagen zu verwenden, konnten sie 
aufgrund von Vorschriften und indirekler finanzpoli\ischer Eingriffe iibe1· ihr 
Geld nicht frei verfügen. Wichtige Instrumente waren Steuern, Subventionen 
und Abgabenbefreiungen, die vermehrt individuell festgelegt wurden. Das 
polnische Wirtschaftssystem der 80er Jahro konnte deshu!b auch als "indirekt 
zentralisiert" bezeichnet werden. Typisch war zudem eine große Instabilität 
des Finanzsystems, das vorrangig durch kurzfristige Anpassungen gekenn-
zeichnet war, was wiederum die Entscheidungsprozesse der Betriebe beein-
trächtigte". 

Die Inkompatibilität zwischen den Prinzipien der Geldzirkulation uud den 
neuen Prinzipien zur Leitung und Funktionsweise der Unternehmen (Selbst-
verwaltung, Selbstständigkeit, Selbstfinanzierung) war ein wichtiger Brems-
faktor der Wirtschaftsreform der 80er Jahre. Das traditionelle Verhalten der 
Betriebe änderte sich nicht, d.h. die oben beschriebenen endogen wirkenden 
Faktoren der Jlestimmung der Geldmenge blieben hcstchen. hu Gegenteil 
verstärkten sich aufgrund der individuellen Festlegung einzelner finanz-
politischer Instrumente die Dargainingprozesse zwischen Betrieben und 
Behörden. Hinzu kam, daß trotz der weiter bestehenden Trcnmrng ve1·schic-
dener Geldströme das System d1.1rchlässiger wprde. Dies gilt insbesondere für 
den Lohnfonds, was u.a. eine traditionelle Inflationsspirale in Gang setzte. Die 
Geldmenge konnte deshalb trotz neuer Richtlinien in der Kreditpolitik nicht 
wirksam kontrolliert werden. Zu beobachten war eine Art Errosion traditio-
neller Kontroll- und Sanklionsmechanismen, ohne daß diese durch neue vom 
Markl gesetzte Sanktionen ersetzt worden wären. 

3.3. Neues Denken und Klarheit der Ziele 

Als erste entscheidende Voraussetzung einer erfolgreichen Wirtschaftspolitik 
muß eine gewisse konzeptionelle Konsistenz sowie Klarheit und Schlüssigkeit 
in den ökonomischen Zielen angesehen werden. Je weitreichender ordmmgs-
polilische Änderungen angelegt sind, desto drastischer wirken sich konzeptio-

41 llartwig: Monetäre „. 1 op. cit. S. 129 
42 Pola11ski1 lnOation „., op. cit. 
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nicht bei allgemeinen Aussagen, sondern versuchte eine konkrete Vorgehens-
weise zu skizzieren44• Ferner kritisierte man die mangelnde Komplexität der 
Maßnahmen, wie sie in dem 11Antiinflationsprogra1nn111 von 198345 zun1 
Ausdruck kam und versuchte eine umfassendere Strategie zu entwickeln. 

Damit wurde der Geldwertstabilität im Programm von W. Baka eine 
Schüsselrolle bei der Sanierung der polnischen Wirtschaft zugesprochen. Sie 
wurde eingebettet in weitreichende ordnungspolitischc Maßnahmen, die vor 
allem die Angebotsseite flexibler machen sollen, d.h. die mittel·· und langfristi-
gen strukturellen Inflationsursachen sollten beseitig werden. Ein ähnlichen 
Denken ließ sich auch in den Vereinbarungen am "Runden Tisch" erkennen. 
Obwohl die Strategie für die Geldpolitik im Programm von Baka andere 
Qualität aufweist als in den vorhergehenden Dokumenten, zeichnen sich auf 
der analytisch-theoretischen Ebene Schwächen und in der praktischen Politik 
unpräzise Vorstellungen ab, auf die man auch in Polen hingewiesen hat und 
auf die an einigen Stellen noch eingegangen wird46

• Hier sei nur angemerkt, 
daß die Systemursachen für eine "weiche Finanzierung" nicht genügend 
herausgearbeitet werden und nähere Beschreibungen zur Etablierung eines 
Kapitalmarktes fohlen. 

Während sich das Progranim Bakas offiziell in die bestehende Konzeption 
des "Realisienmgsprogramms der zweiten Reformetnppe" einordnen sollte, 
bestanden indes eitiige wichtige Unterschiede, vor allem in der Gleich-
gewichtspolitik. Während das Realisierungsprogramm mit einem großen 
Preisschub sich dem Gleichgewicht bei gleichzeiti1.1cn Subventionsabbau 
annähern wollte, setzte das Programm der Nationalbank auf dne stufenweise 
Abschwächung des Preiswachslums, verbunden mit einer restriktiven Geld-
politik. Die damaligen Befürchtungen vieler Ökonomen einschließlich W. 
Bakas im Hinblick auf die Preisreform von 1988 besliitigtcn sich. Ohne <laß 
die aufgestaute Inflation deutlich abgeschwächt wurde, trieb man die offene 
Inflntion in die Höhe. Grundelemente einer restriktiven Geldpolitik wurden 
auch später in dem wirtschaftspolitischen Konz<:pt der Regierung Rakowski 
im "Konsolidierungsprogramm der Wirlschuft" festgelegt. Doch auch dieses 
Programm kann eher als Übergangsstufe zu einer neuen Wirtschaftspolitik 
betrachtet werden. Wie wenig diese Programme allerdings kurzfristig auszu-
richten vermochten, zeigte wiederum die rasche Beschleunigung des inflatio-
nären Prozesse. · 

Daß sich auch innerhalb der kommunistischen Partei eine neue Wirt-
schaftsphilosophie langsam verbreitete, wird .in einem Aufsatz von J all Solarsz 
deutlich. Er begründet eine grundsätzlich neue stabilitätsorientierte Wirt-
schaftspolitik mit der fehlenden Motivation in der Wirtschaft, die Folge eitles 
zunehmenden Verfalls der Währung sei. Dieser neue, auch als monetaritische 

44 vgl. St. Polaczck: lnOacju - zadYu.2:enie z:tgranicze. pieni<tdz, in: Wcktory G.ospo<la1·ld1 Nr. 
6, 198B J 

45 Rz'}dowy prognun prtcciwdz.iafänia lnflacji, in: T1ybu11n Ludu, 24.3.1983 
46 W. Wikzy1\ski: 0 progl'amic iunacniania picniad1.a, in: \Vcklory Gospo<l11rki, Nr. 10, 198B .. 
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bezeichnete wirtschaftspolitische Ansatz verwirft die bisherigen traditionallen 
Vorstellungen, daß mit Hilfe zentraler makrniikonomischcr Entscheidungen, 
u.a. über die Verteilung des Nationaleinkommens bei starker Prioritiil 
zentraler Investitionen, die Bedingungen für ein stetiges Wirtschaftswachstum 
zur Befriedigung der Bedürfnisse der Bevölkerung geschaffen werden 
könnten. Die neue monetarislische Denkweise geht von einem Wirtschafts-
wachstum nicht um jeden Preis aus. Wachstum miisse vielmehr durch höhere 
Effizienz im mikroökonomischen Bereich, d.h. bei den Betrieben und Haus-
halten erreicht werden. Ohne eine Stärkung der Rolle des Geldes, d.h. eine 
stabilitätsorientierte Politik könne man nicht erwarten, daß die einzelnen 
Wirtschaftssubjekte motiviert sind zu investieren und in der Lage sind, ihren 
eigenen Lebensstil zu realisieren". 

Auch in den ökonomischen Vereinbarnngen am "Runden Tisch" besitzt die 
Inflationsbekämpfung und Geldpolitik einen zentralen Stellenwert. Es werden 
nllerdings etwas andere Akzente (u.a. stärkere Sparpolitik des Staatshaus-
haltes insbesondere bei Verteidigung) gesetzt und die Sozialpolitik stärker 
betont. Obwohl deutliche Fortschritte im konzeptionellen Denken stnttfanden, 
fehlte as am "Runden Tisch" an einem ausgereiften Wirtschaftsprogramm. 
Bestimmte ordungspolitische Elemente wurden nicht zu Ende gedacht 
(Kapitalmarkt, Privatisierung) und eine klare Hiernchie der wirtschafts-
politischen Ziele fehlte. Zudem werden Konflikte zwischen einzelnen Zielen 
(u.a. Wachstums- und Gleichgewichtsziel) nur angedeutet, deren realistische 
Realisierungsbedingungen nur ungenügend herausgearbeitet sind. Man konnte 
sich des Eindrucks nicht erwähren, daß alles (Konsumsteigerung, Inflations-
bekämpfung, Umstrukturiernng, soziale Verbesserungen) möglichst schnell 
und ohne Kosten realisiert werden sollte. 

Es bleibt der neuen wirtschaftspolitischen Fiihnmg Polens aus clen Reihen 
der Solidarität in Zusammenarbeit mit dem IWF ühcrlasHen, ein realistisches 
und konsequentes ökonomische Programm für die nächsten Jahre zu entwer-
fen. Es darf unbequeme Wahrheiten nicht scheuen und es muß den stabili-
tätspolitischen Zielvorrang einräumen. Dies ist nicht nur Gebot dCI' intelektu-
cllen Redlichkeit, sondern, wie oben angedeutet, der erste Schritt zum Erfolg. 
Tatsiichlich zeichnet sich aus den bisherigen Verlautbarnngen der Regierung 
Mazo\vieckis und seiner \Yirtschaftspo1itischen Führungsrnnnnschaft ein 
solches Vorgehen ab. Schon in der Re!Jicrungscrkliirung wurde der Infaltions-
bekämpfung ein zentraler Stellenwert zugesprochen und <ler Bevölkerung 
weitere Opfer abverlangt. Finanzminister und. slellverlretendcn Premier-
minister Leszek Balcerowicz stellte zudem vor dem IWF und der Weltbank in 
Washigton und etwas später in detaillierter Form das neue Wirtschafts-
programm in Grundziigen vor, Darin ist ein rascher und umfassender Über-
gang zur Marktwirtschaft tmd drnstische Maßnahmen zur Inflations-

47 J, Solarsz: Tradycjonali~ci i Mo11Ct;:i,rytci1 in: \Vekto1y Gospotlnrki, N1·. 10, 1983 
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bekämpfung vorgesehen. Das Programm fand in den Grundzügen Zustim-
mung beim IWF'8• Im letzten Kapitel wird hierauf näher eingegangen. 

3.4. Selbstständigkeit und UMbhängigkeit des Bankensystems 

Mit dem neuen Bankengesetz wurden die formellen Vorausctzungen für ein 
unabhängiges Bankenssystem und damit die Grundlage fiir eine wirksame 
Geldpolitik geschaffen, Die Unabhängigkeit der Nationalbank gegeniiber der 
Regierung ist auch in westlichen Wirtschaflssystemen institutionell unter-
schiedlich ausgeprägt. Während in Frankreich und England die Regierung 
maßgeblich die Geldpolitik beeinflussen kann, ist die Unabhängigkeit der 
amerikanischen "FED" (Federal Reserve System) aber vor allem der 
Deutschen Bundesbank stark ausgeprägt. In Polen ist eine formale Unab-
hängigkeit erreicht worden, doch bestehen Zweifel, ob sie unter den gegen-
wärtigen Strukturen tatsächlich voll realisiert werden kann. 

Der Nationalbankchef, der auf Vorschlag des Minislerrnts vom Sejm 
berufen wird, muß seine Geldpolitik weitgehend mit der Regierung abstim-
men. Der Geld- und Kreditplan wird zwar von der Nationalbank ausgearbeitet 
doch vom Sejm verabschiedet. Die Nationalbank hat mit ihren Instrumenten 
die Einhaltung dieser Grundlinien durchzusetzen. Da noch immer das gllliz<\ 
Finanzsystem durch staatliche Interventionen und dmch die Fiskalpolitik 
bestimmt ist, ist eine solche Abstimmung mit der Regierung, speziell dem 
Finanzministerium, zwangsliiufig. Daß die Natio1rnlbank unter solchen 
ßedingungen eine selbstiindige Geldpolitik betreiben knnn, ist kaum vorstcllt-
bar. Sie ist stark in die gesamte Wirtschaftspolitik eingebunden und damit 
möglicherweise Pressionsvernnchen ausgesetzt. Dies gilt insbesondere bezüg-
lich der Finanzierung des Staatslrnushaltsdcfüits. U ntcr diesen ßedin;,'1mgen 
ist entscheidend, welchen Zielen die Wirtschaftspolitik Priorität tiibt, und ob 
sie in der L1ge ist, eine konsequente Gleichgewichtspolitik durchzusetzen. 

Durch die Trennung der Emissions- von der Finanzierungstätigkeit ist 
beabsichtigt, bessere Grundhigen für die nationale Geld- und Kreditpolitik 
schaffen. Die Zentralbank soll damit dem direkten Dmck der Wirtschaft 
entzogen werden. Die direkte Krediticnmg ist Aufgabe der Geschiiftsbankcn, 
während sich die NBP auf die Geldwertstabilität mittels der Geldmengen-
steuerung konzentrieren soll'19, Unter de11 gegenwärtigen Bedingungen ist 
allerdings zu befürchten, daß der. Druck der Bctriellc nuf die einzelnen 
Geschäftsbanken zur Aufrechterhaltung der :•weichen Budgetschranke". auch 
auf die Nationalbank überschwappt. Die Erfahrungen in Ungarn und 
Jugoslawien bestätigen, daß eine institutionelle Änderung des Bankensystems 
alleine nicht ausreicht, um einen wirksamen Kapitalmarkt zu schaffen. Nötig 
sind wirksame Sanktionen für diejenigen, die ihren lücdtitverpflichtungen 
nicht nach kommen. 

----;jSPolnnd, n1akcs a dash fo1· economic~libcrnJisation1 in: Fi1w11cktl Tinlcs, von\ 28.9.1989 
49 Lutkowski, Institutionelle „., op. dt. 
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Die Gefahr ist groß, daß das Bankenssystcm ohne Konkurrenzstrukturen, 
wie es jetzt noch trotz der formalen Unabhängigkeit der Fall ist, unter politi-
schen Einfluß geraten könnte. Dieser Druck wird ähnlich wie in westlichen 
Wirtschaftssystemen eher indirekter Art sein als sich im Rahmen direkter 
Anweisungen einer Nomenklatura vollziehen. Dennoch macht dieser politi-
sche Einfluß das Bankensystem zu einem Schwachpunkt in der Reform des 
zentralistischen Wirtschaftssystems sowjetischen Typs'°. Die jugoslawische 
Erfahrung zeigt zudem, daß auch große Unternehmen mit hohen Beteili-
gungen an Kreditinstituten Druck auf die Banken ausüben, um günstige 
Finanzierungen zu erhalten. Neben dem Aufbau von neuen, auch privaten 
.Banken besteht die akute Aufgabe, den Eigenkapitalanteil der bestehenden 
Banken zu erhöhen. Die Erfahrungen in anderen Ländern zeigen, daß er nicht 
weniger als 5 % des Wel'ls der Akliv11.der Banken betragen sollte. Experten 
der Weltbank sind der Meinung, daß dieser in Polen höher sein sollte. 
Tatsächlich liegt er weit darunter." 

Ein weiteres Problem ist der auf allen Ebenen spiidiare schlechte Ausbil-
dungsstand der Bankmitarbeiter. Angestelllc, die jahrzehntelang in den Kate-
gorien des zentralen l'lanungsystems gedacht und die traditionellen 
administrativen Methoden angewendet haben, können sich nur schwer von 
heute auf morgen umstellen. Es fehlen Grnndkcnntnisse eines marktwirt-
schaftlich organisierten Bankensystems. Dies gilt für die Abwicklung einfacher 
Bankgeschäfte bis hin zu Transaktionen auf internationalen Finanzmärkten. 
Verstärkt wird dieses Problem dadurch, daß es bis heute kein entsprechendes 
Ausbildungs- und Schulungssystem gibt, um diese Lücken zu fiillen.52 Hier 
bestände durchaus ein sinnvoller Ansatz westlicher Unterntiitzung fiir den 
Aufbau marktwirtschaftlicher Strukt11ren in Polen. Dies gilt insbesondere für 
die Bundesrepublik Deutschland, deren Bankwesen auch in Polen als vorbild-
lich angesehen wird. Nicht umsonst werden Aufsätze über das deutsche 
Bankensystem in polnischen Zeitschriften veröffentlicht." 

3.5. Neue Instmmente der Geldpolitik 

Die Steuerung des Geldangebots soll vorwiegend mit indirekten ll!strumenten 
erfolgen. In dem "Programm zur Stiirkung des Geldes" wurden schon einige 
dieser Instrumente in Verbindung mit traditionellen Methoden aufgezählt: 
Zinssätze, Mindestreserven, Limite für das Wachstum des Geldumlaufs und 
der Kredite, maximale Grenze der Verschuldung des Staatshaushaltes, 
Offenmarkt- und Wechselkurspolitik. Auch in den Bankengesetzen sind diese 
Instrumente der Geldmengensteuerung genannt und an einigen Stellen präzi-

50 vgl. Jan Winiecki: Taking sharcs in enterpriscs, In: Financiftl 'filncs, 23.8.1989 
51 M. Wisnicwska: Zmiana systCl\lU krcdytowt:go, in: (Jnzcta nanl~OWI'\, Nr. 3, 14-20.11.198B 
52 vg1. Banki i ludze, in: Gazcti\ ßankowa, Nr. 27 (3.7.-9.7.1989) 
53 vgl. A. Jakubaszck: Systc1n bnnkowy tv RPN (1), in: Gnzcta IJnnkown, Nr. 2(7-13.11.1988), 

und dcrgleiche: Jak runkcjonuje Deutsche Dun<lcsbnnk (2), in: Gi:1zcH1 Bankown, Nr. 3 (1'1.-
20.11.1988) 
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siert worden. Dennoch fehlt noch immcl' eine gena\\e fleslimmung des 
Umfangs und der Art der einzusetzenden Instrumente der Geldpolitik sowie 
del' Methode zur Kontrolle des Geldangebots. Dies ist sicherlich in einer 
Übergangsphase nicht leicht, in der sich die Funktion des Geldes ändern und 
die Geldmenge nicht mehr passiv angepaßt, sonderm aktiv beeinflußt werden 
soll. Für eine wirksame Geldpolitik unter diesen "Übergangsbedingungen" ist 
es wichtig, sich Klarheit zu verschaffen, welche Instrumente jeweils eingesetzt 
werden sollen. 

Letzlich stehen der Zentralbank im Rahmen der neuen rechtlichen 
Rahmenbedingungen direkte und indirekte Instrumente zur Geldmengen-
kontrolle zur Verfügung. Man wird sicherlich zunächst mit einer planmäßigen 
Höchstgrenze (im Rahmen des Kreditplanes) vernuchcn, die Geldmenge zu 
begrenzen. Dabei ist es notwcnig, daß sich die polnische Zentralbank nach 
einer Orientierungsgröße umsehen muß (Indikator), an der sie die Entwick-
lung der monetären Situation bewerten kann. Dies gilt auch fiir die Wahl vou 
Zwischenvariablen, die mehr oder weniger direkt 110ter Einflufl stehen, 
andereseits ein Verbinchmgsglied zu cle11 übergeorndetcn Zielen (Prcis-
niveaustabilität, Wirtschaflswachstmn, Beschäftigung) darstellen. Diese 
Grenzen des Kreditvolumens werden von clcr Nationalbank festgelegt, müssen 
jedoch vom Sejm bestätigt werden. Die einzelnen flanken werden dann ihre 
Kreditpläne anhand der iuclivicluellen Kenntnisse iibcr den Kreditbedarf und 
ihre eigenen Möglichkeiten der Krcclilschöpfung ausarbeiten müssen. Schritt-
weise könnte die Verbindlichkeit der Höchstgrenze (Indikator) fiir die Geld-
menge dann ausschließlich auf clic Zentralbank konzentriert wc1·den, wodurch 
die Geldmengenkontrolle weitgehend auf i11clirektc Instrumente verlagert 
würde." 

Weitere Instrumente der Geldpolitik sind die Festlegung der Höchstzins-
sätze für Kredite durch die Nationalbank, die Bestimmung der Art der Bank-
konten und der unteren Grenze der Verzinsung. Diese Einschränkung cler 
Selbständigkeit der Banken soll jedoch nicht liinger als bis Ende.1990 gellen." 
Ähnlich wie in westlichen Volkswirtschal'l.cn sind die Gesc\tiiftsbnnke11 
verpflichtet Mindestreserven zn halten. Die Verzinsung der Mindestreserven 
soll jedoch zwischen den einzelnen Banken nicht differieren. Das Gesetz sieht 
Mindestreserven in einer Höchstgrenze von 30 % cler geRamtcn Geldeinlagen 
der flanken vor. Man schützt, daß die Mindestreserven cler Geschäftsbanken 
in der Nationalbank etwa 10 bis 12 % betrage11 werden. Da die fla11ken 
zunächst über geringes Eigenkapital verfügen, werden sie umfangreiche 
Möglichkeiten zur Refmanzierung in der Nationalbank haben. Es ist vorgese-
hen, die Refinanzierungsquote nach Schätzungen des Kreditbedarfs im 
Vergleich mit den Depositen und Eige11mittel der flanken festzulegen.56 Ilis 
zum Herbst 1989 zeichnete sich ab, daß die neuen lnstruinente der Geld-

.s.i L\ltkowski, Institutionelle .„ 1 op. eil.; ~t. \Visnicws\;:a: Z1nir1nn „., op. cit. 
55 \V' ' "· Z ' ' 1sn1ewsl\c'l: nuana .„, op. c1t. 
56 \"' • k z . . 1VISIHCWS ·u: 1naana .„, op. Cl!. 
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politik nur wenig wirksam waren. Ein polnischer Autor stellt sogar die These 
auf, daß es Riickschläge in der Wirksamkeit der Instrumente gab51

• 

3.6. Veränderte Prinzipien der Kreditvergabe 

Verantwortlich für das schnelle Wachstum der Geldmenge in Polen ist ein 
Kreditsog seitens des sozialbtischen Sektors, dem die Zentralbank nach-
gegeben hat. Die Tabellen 3 und 4 zeigen nicht nur die aggregierte Bilanz des 
polnischen Bankwesens, sondern auch den Zuwachs des Kreditvolumens. Aus 
Tabelle 4 wird deutlich, daß sowohl die Kredite für den laufenden Umsatz- als 
auch für Investitionsgiiter stark stiegen„. Voraussetzung einer neuen restrikti-
ven Geldpolitik ist, daß ökonomische Kriterien bei der Kreditvergabe gelten, 
d.h. vor allem die automatische Kreditierung beseitigt wird. Zu erarbeiten sind 
zudem miissen neue Kriterien der Kreditvergabe. Sie müssen die Anwendung 
von entsprechenden Wirtschafllichkeitsuntersuchungen bei Investitionen, die 
Beurteilung der Solvenz des Kreditnehmers und die Bereitstellung verschie-
dener Sicherheiten umfassen. Wichtig ist zudem, daß Betriebe bei Zahlungs-
unfähigkeit tatsächlich geschlossen werden können. 

Die Erfahrungen der 80er Jahre in Polen zeigen, daß ohne grundlegende 
ordnungspolilische Änderungen eine neue Kreditpolitik kaum d11rchzusetzen 
ist. Schon im Bankengesetz von 1982 wurde die automati11chc Kreditierung der 
Betriebe zur Erfüllung ihrer Planauflagen, durch Vertragsbeziehungen auf der 
Basis der "Kreditwiirdigkeil" eines Unternehmens ersetzt"'. Kreditwiirdig 
waren solche Unternehmen, die eine Zahlungsfähigkeit durch bestehende und 
oder noch zu erwartende wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und durch hohen 
Vermögensstand sichern konnten. Man hoffte, daß unte>1· solchen Bedingun-
gen Zinszahlung und Tilgung in verlrngsmitßiger Frist erfolgen würden. Bei 
Zahlungseinstellung hatten die Bankfilialen die Möglichkeit, den Unterneh-
men die Kreditwürdigkeit abzuerkennen. Weitern Zuwendungen zur Sanie-
rnng von Unternehmen waren allerdings erlaubt. Im Falle des Mißerfolgs 
sollte das Unternehmen jedoch geschlossen werden. Die Behörden entzogen 
etlichen Unternehmen die Krcditwiirdigkeil und leiteten Sanierungs-
maßnahmen ein, ohne daß sich in den meisten Fällen die finanzielle Situation 
verbesserte. Doch nur selten erfolgte Konkurs und Auflösung des U nterneh-
mens (1986 in 11 Fällen), sondern Subventionen und Steuererleichterungen 
wurden weiterhin gewährt. Die Maßnahmen des Bankensystems zur 
Verschiirfung des Kreditangebots wurden so unterlaufen." 

57 P. Karpifiskl: Oro:tba rcgrct>u 1 in: G~zcta Dankowa, Nr. 37, 11.9.-17.9.1989 
58 Lutkowski, Institutionelle „., op. cit. 
59 vgl. auch World Bank, Vol 1, op. eil. S. 168 
(-0 \V, Jaworski, Z. Wienbicki, Erfahrungen un<l Perspektiven dc1· antiinflationiircn Geld~ 

1ncngcnkontrollpolitik1 Popcr des Symposiums, Inflatio1l und Srhattcnwil'lschaft itu S1>zialis1nus, 
9.9.1988 



31 

Tabelle 3: Aggl'cgiertc Bilanz des polnischen Bankensystems • Ende 19ll7 

--
Aktiva Passl\la 

I. Kredite an den sozialistischen Sektor 1. Geldmittel der Wirtschaftsorganisationen 
Insgesamt 7.213,8 Insgesamt 2.738,0 
Darunter: 
1) Umlaufkredite 3.526,4 1) Laufende Konten 1.057,1 
2) Investitionskredite 2.622,7 2) Konten der SpeziDJfonds 1.352,6 
3) Kredite für Wohnungsbau 1.064,7 3) Investitionsmittel 323,3 

II. Kredite an den privaten Sektor 412,4 . JI. Mittel der Finanzinstitute 517,8 
1) Einlagen des Vericherungs-

III. Kredite an die Haushalte 329,1 belriebs 171,2 
2) Eigene Fonds der Ilanken 129,7 

IV, Gesamtbetrag der Kredite an 3) Sonstige Ilankmittel 216,9 
der Wirtschaft 7.955,3 

III. Ilcchnu11gsabgrenz11ngsposten 661,3 
V. Kredite an die öffentliche 

Hand 810,!l IV. Mitlel des Berufsaktivierungsfonds -

VI. Kredite zum Zweck der V. Sicht- und Spareinlagen 
Finanzierung des Anteils der Ilevölkerung 2.553,9 
amIWF 221,4 darunter: Termineinlagen 1.233,4 

VII. Sonstige Aktiva 10.373,0 VI. Budgetmittel auf Jlanl:kontcn 210,5 

VU. Konten ausländischer 
Operationen 10.825,3 

VIil. Bnrgeldbcstiinde 1.338,7 
darunter: 
Barkasse der Bevölkerung 1.217,6 

IX. Einlage beim JWF 221,4 

X. Sonstige Passiva 298,6 

Bilanzsumme 19.3(!0,5 Bilanzsumme 19.;}60,5 

Quelle: Angaben der NBP, entnommen von Lutkowskl1 Inslitutionclle „., op. cit. 





Tabelle 4: Bilanz der Nationalbank ilir 1982-1987 (Mi:iva, Stand 31.12.) 

Wachstumsdynamik 
Bereiche 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1983 1984 1985 1986 1987 

in Mrd. Zloty Vorjahr = 100 

I. Kredite für die sozialistische Wirtschaft 2.868,4 3.080,8 3336,6 4.011, 7 4.775,5 5500,5 107,4 108,3 120,2 119,0 115,2 
davon 
1. Umsatz 1.291,8 1332,1 1.366,5 1.794,3 2.098,7 2.302,2 103,1 102,1 131,3 117,0 109,7 

1 
2. Investitionen 1.143,2 1.248,6 1353,2 1.489,3 1.802,1 2.133,6 109,2 108,4 110,0 121,0 118,4 

- für zentraie Investitionen ·- 530,S 692,3 872,0 1.101,1 1333,6 -- 130,4 126,0 126,3 121,1 
i - für betriebliche Investitionen -- 717,8 660,9 617,3 701,0 800,0 .. 92,1 93,4 113,6 114,l ! 3. für Investitionen iu den genossen-
' scliaftlichen Wohnungsbau 422,9 495,2 613,7 Ti..Jj,0 ö74,7 1.064,7] 117,1 123,9 118,3 120,5 121,7 
1 TI. Kredite für private Haushalte 69,9 107,S 147,0 185,9 236,2 307,8 154,2 136,4 126,5 127,1 130,3 
1 ill. Refimmzierungskredite 620,5 659,6 682,6 750,1 869,9 106,3 I 103,4 100,1 109,9 116,0 J ij 
1 r"~. Kredite zu.r Finanzierung 
1 · des Staatsdefizits 216,0 319,3 . 464,6 59ü,7 624,3 810,Z 147,S 145,5 127,1 105,7 129,8 
, V. Kredite zusammen 3.774,S 4.167,5 4.630,3 5.470,9 6386,1 7.488,4 110,4 111,1 118,2 116,7 117,3 
1 \'1. Ausländische Finanztransaktionen 127,4 155,9 88,6 69,2 174,0 375,0 122,4 56,8 78,1 251,4 215,5 
l \/II. !Cs-edite zur Finam.ierl!!lg. 
i der Eiciagen im P.vF -- ·- -- -- 145,0 221,41 -- - -- -- 152, 7 
·-•-;rA d .. ··- 0 '6 -~-- ')'.:CQ 0 6.°6 27'6 1°0 8 1 2011 1 '"'9 113° t• 8 <:o-; \f ih . ....!!. e~e r_ict:ivi.taten o-i-~ i.IU:l .... .W)o .!.. .::i) "":'' oc;.: ! _, ~ ,ö i.1, ...,~"/ 

i Zo.sammer: 3.986,8 4.493,5 4.934,7 5.785,7 6979,7 8.273,61 112,7 109,8 117,2 120,6 118,5 1 

Quelle: t-Tarodowy Bank Polski 
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Wichtige Aufgabe der künrtigen Kredilpolitik wird eß zudem sein, sich an 
den allgemeinen Ziele der Wirtschaflspolilik auszurichten. Die Kreditpolitik 
muß deshalb so geändert werden, <lall ein Wandel der Wirtschaftsstrnktt11· in 
Richtung auf Konsum- und Exportgütersektoren stattfindet. Die Wirtschafts-

. subjekte sollen entsprechend motiviert werden, um besonders knappe Waren 
und Dienstleistungen zu produzieren61

• Mau hofft dadurch von der Angebots-
seite die bestehenden Ungleichgewichte abzuschwächen. Es mufl allerdings 
kritisch angemerkt werden, daß gegenwärtig ein Übermaß an Präferenzen 
besteht. Man will u.a. den Wohnungsbau, die Landwirtschaft, den Handel, 

, andere Konsumgütersektoren und die Exporttätigkeit fördern. Angesichts der 
begrenzten Mittel ist es jedoch mehr als fraglich, ob all diese prioritären 
Bereiche gefördert und die Mittel wirksam eingesetzt werden können.62 

Neue Kritierien der Kredilierung solllen sich nach polnischen Vorstellun-
gen auf eine sogenannte su~jektbezogenene Herangehensweise stützen, so daß 
der Kreditrahmen von den finanziellen Voraussetzunr: und dem Potential des 

· Antragstellers abhängig ist. Fiir bestimmte \Virtschal'lszwcigc und Branchen 
·· sollten keine besonderen Kriterien gellen und die unterschiedliche Behand-
. lung von Rechts- und physischen Personen müßte r-benso wegfallen wie die 
sogenannte sachliche Einorclnnnr, der Kredite (Umlauf- und Invcstitions-
giilerkredite). Weiter wird vorgeschlagen, den Kreditzeitraum als einziges 
Klassifizierungskriterium (kurz-, mittel- und langfristig) anzuwenden. 
Notwendig sei es, Kriterien der subjektiven Bewr-rtung de,; Kreditnehmers 
festzulegen, d.h. die Fähigkeit der Rückzahlung von Krediten und Zinsen 
n1üsse entscheiden. Hierzu sollten der Unnk Infor1nntionen iibcr Polcntial und 
Ziele des Kreditnehmers zugiinglich r.cin. Neben dem Potential des Kredit-
nehmers sollten allerdings auch die Priifcrcuzcn der Geld- uml Kreditpolitik 
bei der Vergabe der Kredite beriicksichlil~l werden.'" 

Eine Neuausrichtung der Kreditpolitik mnll den ln1•estitionsbercich 
1nitcinbczichen. Eine überzogene Invcstition~;glitcrnachfrnge. \vird, in Vcrbin~ 
dung init der weichen 1~'innnzicrung der Unlcrnelnncn, als ein \\'icht.iger 
inflationsfördernder Faktor nn1.1csehe11. Die für zentrnle Planwirtschaften 
typische Neigung zu kapitalintensiven Inveslitionen, hat vielfällit\e Gründe. 
Ausschlaggebend ist sicherlich znniichst die geringe Eflhienz des Ressourcen-
einsatzc..c:, d.h. es werden vcrgleichs\veisc höhere Investitionen für bcstin11ntc 
Projekte benötigt. Hinzu kommen starke politische Interessen, die mit einzel-
nen Investitionen, u.a. für Mililiira11sgabcn, verknüpft sind. Auch in den SOcr 
Jahren bestand, trotz des zunächst krisenbeclingtcn lnvestitionscinbrnehs, ein 
umfassendes Investitionsprogramm, (las vorwiegend auf traditionelle Struktu-
ren konzentriert war. -

Ol 1 G. Kol'odko, A. Sznblcwski: Pic.ni_~HIZ ~ Go.i;podtll"kfl ~ Spi;.tCczcnst\vo, in; \Vc\:lo1y 
Gospod~uki, Nr. 5/6, 1987 

G.2 WiSnicwska, Z1niana „., op. eil. 
63 \ViSnicwskn, Zmiana „., op. eil. 
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Die liberhöhte Invcstitionsgiiternachfraiie, bcgiiustigt durch eine verzerrte 
Preisstruktur, führte nicht 1111\' zu steigenden Preisen, sondern auch zu erhebli· 
chen Marktungleichgewichten, cl.h. zu einer aufgestauten Inflation. In Polen 
geht man sogar davon aus, daß der lnvestitionsglitermarkt sich noch stärker 
im Ungleichgewicht befand als der für Konsumgiiler. Die exzessive Investiti-
onsgüternachfrage seitens vieler Unternehmen ist in den 80er Jahren nur zum 
Teil auf überhöhte Investitionskredite, sondern vor allem auf die hohen 
Eigenfonds der Unternehmen zurückzuführen. Der Überschuß wurde vom 
Fiskalsystem nicht abgeschöpft. Dies und der geringe Kapitalfluß zwischen 
den Wirtschaftsbranchen, d.h. die fohlende Mobilität des Kapitals, führte 
dazu, daß einzeh1e Unternehmen Investitionsvorhaben möglichst schnell 
einleiteten."' Um dies zu unterbinden mnßten die fümken deshalb, im 
Zusammenhang mit schürfereu PrUfuugskritcricn, den Umfang der Investiti-
onskredite zunächst deutlich reduzieren. Zudem wäre es notwendig, die 
Betriebe auf eine selbstfinanzierende Grundlage zu stellen und das gesamte 
Finanz- und Fiskalsystem zu ändern. 

3.7. Zinspolitik und Erhöhung der Sparneigung 

Um die Eigenkapitalbildung zu fördern und die Inflation abzuschwächen wiirc 
eine Erhöhung der Sparneigung erforderlich. Sie ist in zentralen Planwirt· 
schaftcn (freiwilliges Spnren) sehr niedrig. Die privaten Haushalte sparen nur 
wenig, weil das Angebot dauel'hafter Konsumgiiter sehr gering ist. Die Zius-
sä(ze sind meist niedrig und es gibt kaum Möglichkeiten fiir private Invcsti· 
tion. Wichtige ordnungspolitir.che Rahmenbcdi1111cn fi\r erhöhte private 
Investitionen wurden jetzt mit dem Gesetz zur Aufoahnie der Wirtschafts-
tätigkeit geschaffen. Um eine vermehrte in11~rnc Kapitalbildung zu fördern, 
müssen allerdings noch weitere ßedingungen geschaffen werden, Entschei-
dend ist zunächst, daß die Inflation deutlich gebremst wird. Bei ständigen 
hohen Preissteigeruugcu können die inOationiircn Erwartungen der Bevölke· 
rung kaum überwunden werden: ' 

Als )Vichtige Maßnahme zur Erhöhung der Sparneigung ist in diesem 
Zusammenhang die Forderung nach. eincru positiven Realzins fiir die 
Spareinlagen anzusel1en. In den letzten Jahren lagen die Zinssätze deutlich 
unter der Inflationsrate, was eine schleichende Yernicht~mg der .Geldeinlagen 
bedeutete. Unter diesen Umständen ist Sparen nicht sinnvoll, sondern man 
wird sich bemühen, Geld in Sachwerte bzw. in ausliindische Währungen 
anzulegen. Dies war gerade in den letzten Jahren vc_rstärkt zu beobachten, was 
sich u.a. in dem rasch steigenden Schwarzmarktkurs zum Ausdrnck kam. Eine 
positive Realverzinsung der , Sparguthaben ist deshalb eine wesentliche 
Voraussetzung, die Wcrtauföcwahrnnefunkti(ln des Geldes wieder hcrzustel· 
len. Von polnischen Ökonomen v1ird allerdings zn Recht darauf hingewiesen, 

61 Jnworski, Wierzbicki: Erfnhn1ngen: .. op. eil. 
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daß dies hur bei einer Senkung der Inflationsrnle sinnvoll sei, weil sonst pro-
inflationäre Prozesse beschleunigt würden"'. 

Eir1 weiteres Problcm;wm,' daf,I die Zinsspanne zwischen Kredit und Einla-
gen extr~m hoch war."' Für die, Bevölkerung lag die Verzinsung der Spar-
cfülage0 bei 23,3 %, wilhrcnd sie für Kredite zwischen 6 % und 30 % 
schwahkte. Bei 'den Betrieben sah die Situation wie folgt aus: 90 % der Einla-
gen wurden, überhaupt nicht verzinst, während man Termineinlagen nur mit 
weniger als 10 % und Kredite zwischen 10 und 20 % verzinste. Kurzfristig war 
dies vorteilhaft für das Bankenbudgets, langfristig ist dies jedoch kaum trag-
bar.67 Zudem war der Zinssatz kein wirksames finanzpolitisches Instrument, 
weil bei Marktungleichgewichten die Unternehmen die Zinskosten in den 
Preis einkalkulieren und damit voll auf die Nachfraget abwälzen konnten. 
Eine aktive Zinspolitik kann nur bei vcriindertcn ordungspolitischcn Rahmen-
bedingungen wirken, Wenn die Allokation der Kredite nicht mehr administra-
tiv, sondern über Kreditmärkte mit freier Zinsbildung erfolgen soll, müssen 
die Unternehmen auch in finanzieller Hinsicht tatsächlich vom Staatshaushalt 
unabhängig seiii und es niüssen einheitliche Steuerssätze geltcn.68 Eine 
positive Realverzinsung der Sparcinlai;en mit dem Ziel einer Erhöhung der 
freiwilligen Ersparnisse setzt wicdernm eine weitgehende Slabilisierunt~ der 
Inflationsrate voraus. 

3.8. Beseitigung des Slaalshnushalls<lefizits und der Subventionen 

Ein Schliissel zur Stabilisierung der polnischen Wirtschaft ist die Reorgani-
sation der ze.rrültelen Stanlsfinanzcn. Im Rahmen einer harten Fiskalpolitik 
muß das Slaatsdefizit drastisch reduziert werden. Dies isl deshalb entschei-
dend, weil das Hnushallr;<lcGzil aufgrund fehlender anderer Finanziernngs-
qucllen auf <lcm Kapitalmarkt von der Nalio1rnlbank zum großen Teil unmit-
telbar durch ungedeckte Kredite ausgeglichen wird, dJ1. überwiegend inOatic-
när finanziert wird, was wiihrcnd der gesamten SOcr Jahre geschah. Die trotz-
dem steigende Kreditfinanzierung des Staatshaushaltes führte u.a. auch dazu, 
daß der Anteil de1' Kredite fiir die Volkswirlschaft und die Bevölkerung im 
Kreuilplau rückläufig war. Zunehmend wurden die Finanzmittel des Banken-
systems durch den Staatshaushalt gebunden. Neben hohen Subventionen, auf 
die noch einzugehen sein wird, wa1' dies auch auf wachsende staatliche Garan-
tien für zentrale Investitionen zurückzuführen.w 

Unter diesen Umständen ist eine Reform des Staatsbudgets und eine 
Neuorientierung der Finanzpolitik für die Inflationsbekämpfung ausschlag-
gebeud, Ohne eine radikale Abkehr von der Krcdilierung des Staatsbudgets 

l6 G. Kolbdko, Droga „-., op. cit. 
66 M. w.1snir,\YSki: nauk -konlt!ICyjny i krcdyt, in: nnok i Kredyt, Nr. 4, 21-27.11.1988 
61 "'' ' k z ' 't lf 1s111cws o, ~ruwna „,1 op. CJ , 
68 Lutkowski, Instilutiondlc „., op. cit. 
Q) .Jnwo.tski, \Vicrz.l>kki, Etfah1 ungc!I „., op. cit. 



Tabelle 5: Subventionen aus dem Staatsbndget 

1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 1988 

' 
1 Anteil der Subventionen 
1 an den laufenden Budgetausgaben 61,2 61,0 44,1 45,1 4'5,4 44,8 48,2 50,8 46,1 

?:7,8 30- 17,2 14,8 15,8 15,0 15,6 15,1 14,9 : an der Bruttoproduktion ,:; 

1 Sul:wentionen [m konstanten Preisen 
, von 19fJ), Mrd. Zloty) 699,1 687,3 392,9 345,0 395,4 397,1 436,4 440,6 448,9 l Subventionen (in laufenden Preisen, 

Mrd. Zloty) 699,l 833,0 956,2 1025,3 1351,6 1562,6 2020,4 2554,3 4163,4 
i davon in: 1 w 

"" Waren und Dienstleistungen 
für den Kon.sum 245,8 316,9 506,4 508,1 642,9 759,1 1027,8 1493,5 U,72,6 
Rohstoffe r.ir die Industrie 
und Transport 16,1 16,8 68,4 101,6 148,0 145,6 303,3 174,0 3?:7,3 
Produktionsmittel für 
die Landwirtschaft 31,6 18,2 '29,7 30,3 55,0 77,3 130,9 174,7 u,s,1 
Außenhandel 202,9 266,5 164,1 212,4 300,0 379;1. 405,3 415,7 649,9 

· Quelle: Gazeta Ban..1<owa Nr. 30, (24.7.-30.7.1989). 
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Tabelle 6: Subventionen für den Konsum der privaten Haushalte im J:ilil:e 1987 . 

Bereiche Subventionen Schätzungen der Ausgaben Subventions-
in Mrd. Zloty in%amBIP der Bevölkerung in Mrd Zloty anteilin % 

Lebensmittel 584,5 3,5 1214,1 32,5 
Energie 224,4 1,3 209,9 51,7 
Kommurllkation 263,6 1,6 144,1 64,7 
Gesundheitsdienst 158,3 0,9 67,1 70,2 
Kultur und Bildung 89,3 0,5 S,4 91,4 1 (;.) _, 

· Familie und Kinder 74,0 0,4 48,9 60,2 
1 Wohnungsban und Bauwesen. 609,4 3,6 n.a. -
Insgesamt 2()03,2 11,8 1692,5' 45,2· 

oli..ne Bauwesen und Wohnungsbau 
Quelle: Gazeta Bankowa Nr. 30, (24.7.-30.7.1989). 
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Tabelle 7: Rangfolge der zwanzig führenden Industriebetriebe Polens 

Betriebe Rangfolge Rangfolge Verkauf Finanz. Subvention Belastungen Rentabilität Löhne 
1988 1987 in Ergebnisse m in 

Mrd. Zloty Mrd. Zloty Mrd. Zloty Mrd. Zloty in% in Zloty 
,. 

Polmos 1 1 1244,4 43,5 4,1 lr:B7,7 31,5 54854 
Petrochemie Plock 2 2 835,9 54,8 0,4 344,9 11,6 63070 
Kupferkombinat Lubin 3 5 443,9 1%,5 0,0 136,4 79,1 98551 
Huta Katowice 4 3 425,3 39,7 23,5 32,7 9,8 71328 
HutaLenina 5 4 378,8 39,7 0,9 32,4 11,8 63312 
FSl\i Bieisko6 Biala 6 8 240,5 37,1 16,7 39,6 17,8 60008 
FSO Warszawa 7 6 239,6 44,5 8,4 61,1 24,6 60443 
Megat 8 7 232,8 53,4 0,0 38,6 29,8 59793 
Rafinerie 9 10 212,9 16,6 0,3 101,2 15,6 80583 
Polmag 10 9 2ü6,2 47,9 0,2 32,8 30,4 66920 
Ursus 11 11 166,7 15,i 8,1 18,2 9,6 52652 
Staimva Wo!a 12 14 163,5 '"" '"'!".)~ 6,4 23,6 34,3 689".>0 
Hütte Bierut 13 13 156,2 16,1 1,5 12,8 11,4 66140 
Hütte M.N. Katowice 14 17 150'> 18,4 - 11,9 14,0 63995 ,-
Bum:rr Labedy 15 12 138,6 56,0 1,5 26;l 68,3 84321 
Schwefelkombinat Tarnberg 16 16 132,7 49,6 W,7 32,2 47,6 74445 

1 Fleischverarbeittmgsbetriebe 
Katov..ice 17 15 116,9 8,0 35,8 4,4 5,7 52389 
Huta Nowotki Ostrowiec 18 18 115,9 10,5 3,2 8,9 9,8 61209 
Stickstoffbetriebe Tarnow 19 23 103,0 16,8 0,2 13,2 19,2 72607 
Stic.!;stoffbetriebe Kedzierzyn 20 24 95,0 15,9 2,4 8,3 19,0 72767 

Quelle: Gazeta Bankowa Nr. 2ö, (19.6.-lö.6.1989). 
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durch die Nationalbank, ist in der gesamten Geldpolitik kei11 Dmdibruch zu 
erzielen. Die Anstrengungen miisseu sich dabei sowohl auf die Streichung von 
Subventionenen und anderen Staatsausgaben als auch auf die Suche nach 
neuen Finanziernngsquclleu für das Haushaltsdefizit konzentrieren. Die 
raschesten Effekte könnten durch einen drastischen Subventionsabbau edelt 
werden, da sie den überwiegenden Anteil am Haushaltsdefizit ausmachen. 
Welche Bedeutung die Subventionen für die polnische Volkswirtschaft haben, 
wird aus einem Bericht der Weltbank deutlich. Dessen wichtigste Ergebnisse 
sind soeben in einer polnischen Zeitschrift veröffentlich worden"' und ausge-
wählte Angaben sind aus Tabelle 5 ersichtlich. Aus diesem Bericht geht 
hervor, daß auch im internationalen Vergleich der Subventionsanteil von 15 % 
am Bruttonationalprodukt sehr hoch liegt (in Tunesien ca. 3 %, Ägypten 4,5 
% und Ungarn 6,9 %).71 ., • 

Bemerkenswert sind di" Daten zum Außenhandel, die sich von den Daten 
des Statistischen Hauptnmtes unterscheiden." Die von der Weltbank encch· 
neten Bruttosubventionen zeigen, daß fast der gesamte Exportbereich n!imcn-
tiert wird. Die Autoren unterstreichen zudem, daß die Subventione1t fi\r 
Waren und Dienstleistungen für den Konsum fost 10 % des Bruttoinlands-
produktes und 30 % det ßudgctausgaben ausmachen. Am schnellsten stiegen 
in den letzten Jaliren die Subventionen für Wo!mnngen, die Kommunalwirt-
schaft und Lebensmittel. Aus Tabelk: 6 ist ferner der S11bventionsru1tei1 der 
einzelnen Warengruppen insgesamt und an den Ausgaben der einzelnen 
Haushalte ersichtlich. Absolut gesehen führt wiederum der Wohnungsbau und 
der Nahrungsmittelbereich. Dies zeigt, dtiß ein Subventionsabbau ohne 
empfindliche Einschnitte in die Ausgabenstruktur der einzelnen l?rivathnu•-
halte nicht zu erreichen ist.73 

Das ausgedehnte Subvcntion!1system behinderte den Versuch den Markt-
mechanismus miszudeluwn und die gcsamtwh'tschaftliclw Effizienz zu 
erhöhen. Zudem vcrntiirkte es die Bargainingptozessc, dn Betriebe mit den 
Behörden individuell iiber die ,Fest!eg11ng der cin.zclnc11. Umsaizstcuerstitzc 
1md Subventionen verhm1de!ten. Dies yersHirhc,, wiederum ;lie Jlezcptralisie-
rungstendenzen im Wirtschaftssystem. , 

Tabelle 7 zeigt die finanziellen, Ergebnisse der 20 größten polnischen 
Betriebe. Dabei ist ersichtlich, welch hohe Subventionen einzelne Betriebe, ·an 
vorderster Stelle die Huta Katowice; vom Stuat .erhielten. Zudem war ein 
wachsender Anteil von fei;tgelegten ·Fonds, zur Finanzierung bestimmter 
Ausgaben zu beobachten. Neben deu traditionellen Follds (u.a. zu1· sozialen 
Sicherheit) krunen neue, u.~. der für Wolmungsbau und fl\r wissenschaftlich 

70 Raport Banku ~;1;;;~eg;:-~cJa w Potsec, in; Gl.lzcta D11nkowa1 Nr. 30 (1A.7.„ 
30.7.1989) 

1l h. ' 
~viport ,„, o_p. c1t. 

72 Das Statistische J-lauptiunt v~röffcnlli~lH cryttJH·cch~nde Ncflotti1l~!l, die Jedoch soße.· 
nannleAusglcichzahlungen nkht hcrikf.sich1ißen. · · · 

73 Rnport „., op. cit. 
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tedmischen Fortschritt oder den Abgaben zur sog. betrieblichen Aktivierung 
(PFAZ) hinzu. Sie -wurden meist durch · Preisaufächliige finanziert, was 
inflationäre Effekte hattc.74 Der Abbau der Subventionen muß deshalb mit 
einer Änderung des gesamten Finanzsystems verbunden werden. 

In den jüngsten Reformkonzepten wurde jeweils vorgesehen, die automa-
tische Kreditierung des Haushaltsdefizits zu beseitigen. Auch in den Verein-
barungen am "Runden Tisch" einigte man sich darauf, dies ab 1990 gesetzlich 
zu verbiekn. Die neue wirtschaftspolitische Führung der Regiernng 
Masowiecki dürfte dieses Ziel nach den bisherigen Ankündigungen noch 
weitaus konsequenter durchsetzen. Hierzu ist sowohl eine konsequente Spar-
politik und ein Subventionsabbau als auch die Erschließung neuer Einl:om· 
mensquelJc11 notwendig. A1n 11R1111den Tisch11 \Vurden drastische Sparn1aß-
nabmen im Bereich der Staatsverwaltung, der Verteidigung und der Sicher-
heitsorgane vereinbart. Eine weitere Einnahmequelle' soll aus Privatisie-
rungsmaßnahmen, u.a. der Verkauf von Lii<len, Produktionsbetrieben und 
staatlichen Beteiligungen sowie die Ausgabe: verzinster Staatsanleihen sein. 
Zum erstenmal in der polnischen Nnchkricgsgcschichte können nun Biirger 
tatsächlich ab dem 2.10.1989 Staatsanleihen zu einer Verzinsung von 85,99 % 
ki111fcn75• Unter den gegenwiirtigcn galoppierenden lnfiatkm ist allerdings z11 
bczweifen, ob solche Staatsanleihen bei der Bevölkerung wirklich attraktiv 
sind. Der Havard Professors J. Sachs mnchtc den Vorschlag, die Zins-
zahlungen an ausländische Privatbanken einzustellen, mn damit das Haus-
lu1ltsdefizit zu decken. Ob Polen sich einen solchen spcktakuliircn Schritt 
leisten kann, erscheint zwc.ifelhaft. 

3.9. Neue Richtlinien der Lohn- und Einkommenspolitik 

Entscheidender Motor der Inflation der 80cr Jahre war ein hoher nominaler 
Elnkommsanstieg der Hcschfiftiglen, der :1930/81 einen großen Auftrieb durch 
die Stiirke der Arbeiterbewcg111111 erhielt. Doch auch in de11 folgenden Jahren 
WM die politische Führung zu schwach, 1un eine restriktive Lohnpolitil: durch-
zusetzen76. Folglich überstiegen die Lohncrhlihungen das Wnchstnm der 
Arbeitsproduktivität. Eitrn Ul'sache hierfür war, daß sich die Spannungen auf 
dem Arbeitsmarkt versliirktcu. Die im zentralen Plnnungssystem angelegte, 
ohnehin hohe Nachfrage nach Arbeitskräften wurde noch durch ein neues 
Rentengesetz, das eine frühere Pensionierung wließ, intensiviert. Der 
verstärkte Konkurrenzkampf am Arbeitsmarkt förderte den Druck auf 
Lohnerhöhungen, da jeder Betrieb versuchte Arbeitskräfte zu lu1lten. Der 
Zuwachs der persönlichen Einkommen erwies sich als ciuer der stärksten 

?-l A. Macicjcw.sld, A. J(anlc~l~i: Jak \1Sun~c 1'.r6dlo inflacji. (2)1 Prn!n.iJ.h:I~'. i puiay picn~'ldz 1 
in: Gazcta Ba11kow<1, Nr. 30, vo1n 111.7.-30.1.1989 

75 Polen: S1~ats1ntlcihcn zur Iluuslmll&deck11ng, iu: NfAV01n 27.9.1989 
16 Polanski, Inflation .„, op.dl. 
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inflationsfördernden Faktorc11, und die Inflation nahm iuuner mehr den 
typischen Verlauf einer Preis- Einkommenspirnle an.71 

Insbesondere die Preisreform von 1988 zeigte, wie :;chwer es ist eine Lohn-
Preisspirale zu vermeiden. Die zusätzlich zu den Ausgleichzahluugen 
erkämpften Lohnerhöhnngcn glichen bei weiten die Prcisteii:erungen ans und 

. verstärkten die inflationären Prozesse. Die wirtschaftspolitische Fiihrung 
konnte den Lohnforderungen kaum entgegenwirken, weil auch die Detriebs-
leiter keinen Ausbruch der Arbeiterproteste riskieren wollten." Zudem fand 
der Lohndruck während der gesamten 80er Jahre keine wirksamen Restrik-
tionen im monetären System.19 Ein Beispiel hierfür ist, daß viefo Betriebe trotz 
hoher Abführungen an den Reservefonds und den staatlichen Fonds zur 
beruflichen Aktivierung (PFAZ) erhebliche Mittel besaßen, die sie f\\r den 
Eutwicklungs- und den Belegschaftsfonds, <l.b. für Lohnerhöhungen verwen-
deten. Das hohe Gewinniveau war vor nUem auf eine zu langsame Anpassung 
der Einkommenssteuer zurückzufilhrnu, die eigentlich ein wichtiges Instm-
ment zur Steuemng des I<aufkraftvolumcns der Unternehmen sein sollte.'" 

Eine stabilitätsorientiertc Politik ist ohne eine Eindämmung der Einkom-
menstelgenmgen und eine Änderung des geg;euwiirtigen Lohn· 11nd Finnnz· 
systems nicht denkbar. Dabei siu<I völlig neue W<:ge zu gehen, um die 
tradierten Vcrhaltensweisc11 der Betriebsleiter nucl der Bclcgschaftei1 zu 
iindern. Neue Regeln des Arbdtskmnpfcs miisscn aufgestellt wel'den. Im Kern 
geht es um die Schaffung tnril'vcrtrnglichcr Strukturen, in denen entr.prncltcnd 
den westlichen Volkswirtsdiaflcn entsprechende Einkommenslinien i\ber 
gewisse Zeltriiume festgelegt werden. Die Prul<tiken von unkontrollierbaren 
Lohnkämpfen in einzelnen Fabriken, die zudem recht rasch eine pnlitische 
Dimension a11nahmen, müssen beendet werden. Sie waren unte1· dem alten 
stalinistischen System ver:;tiindlich, da Strukturen c!er polilischcn Dcmokrutie 
fehlten. Iu der jetzigen Situation wi\rdm1 sie ~ich 1unnittelbar gegen die neue 
Regiernng und damit geg\m den noch immcl' gefährdeten Rcforl!lkurs richten. 
Die Ftihrung der "Solidumose" hnt dies erknunt, 111td Lech Wafosa hat 
verschiedentlich dazn aufgernfen, Lohnkämpfe zu vermeiden!' 

In einer Zeit hoher I11flali<;msrntcn stellt sich allerdings die Notwendigkeit, 
die Löhne an die Gcldeutwcrlung anzupasson, um den ncschiiftigtcn kdne 
extrem hoben Rcaleinkorrmcnr.yerlustc znzumutcu. Hiediei steht man jedoch 
vor dem Problem, daß ein r.olchcr Inl1atlonsnusglcich vor sich aus nicht 
wieder z11 einem die Inflation stablisierenden oder sogar .. beschleunigenden 
Faktor wird. Gerade die1: war und ist immel' J10ch eine de1· umstrittensten 

7! Dies wird auch bestätig durch lJ~ten:.uchu~g~n von ~· Go.rsld: Th~ ~~nle nnd ~purces .of 
disequtlibrium on the consumcr __ 111arkel in Pola11d1 .en;ch~'nt iu: Jn1ubuch der _Wittscha~t 
Osteuropas in Heft ll. Nr 21 Nuvctnbcr1989 . . ·:- · 

. 18 . ._ ' ) ' . , '• ' 
J.D. Weydaillhnl: Quundary O\'er wages thfi!arens refonus in Poland, in: __ RFE~Rese-nrch, 

ßatikurotuJ.d H.epo1t/181 15.2.1988 . . ' . 
79 Polanski, Inflation .„1 op, dt 
(j() Jnworski, Wier.1.bickl, Erfahrn11gc11 „,1 op. Clt. 
111 üch \Valesa fordert iu1n StreHWe;-iicht nuf, ii1: 01:tinfotnw1ionci11 vorn 2?'.a.i939, S, 25 
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wirtschaftspolitischen Fragen in Polen. Es geht 11m eine feste und rngchuilßige 
Anpassung, d.h. Indexierung, der Löhne an die lnflalionsrate. Am "Runden 
Tisch" verhandelte man lange und kontrovers Ober, diese Probleme. Die 
damalige kommunistische Regierung lehnte eine feste Indexierung mit dem 
Argument ab, daß sie die Inflation festschreiben würde. Die Solidarnosc 
forderte hingegen eine solche Regelung auch deshalb, weil sonst unkontrol-
lierte Lohnkämpfe entstehen wiirden. Die von konservativen Kommuniste11 
geführte Gewerkschaft OPPZ trat hingegen fi\r einen allgemeinen 111\d 
völligen Inflationsausglekh ein.'" 

Gerade in dieser Frage zeigte sich, wie sich die wirtschaftpolitischen 
Positionen auch unter den Anhängern der Kommunisten und der Opposition 
differenziert haben. Dies kam in einen Disput in der Zeitschrift Polityka zum 
Ausdruck, in dem auch Anhänger der SolidJritiit ilber Pro und Kontra der 
Indexierungsregelung stritten"'. Am "Runden Tisch" waren nuf der Seiten der 
Solidarnosc vor allem Vertreter einer Indexierung vertreten. Hinzu kam noch 
die kommunistische Gewerkschaft mit ihren weitergehenden Forderungen. 
Unter dem Druck zweier um die Gunst der Arbeiterscl1aft konkurrierender 
Gewerkschaften stimmte die Regierung dann doch einer automatischen 
Lohnindexierung zu, mit der etwa 80 % der Preissteigerungen ausgeglichen 
werden sollten. Noch problemntischer Wal' 1tllcrdings, daß man diese verhält-
nismäßig hohe Indexierung noch mit der Absichtserkliiruog verband, das 
durchschnittliche Realeinkommensnivenu zu verteidigen. fn einem weiteren 
Abschnitt wurde sogar die Hoffnung genährt, daß ein Anpassungsprogramm 
des IWF nicht mit einer Verminderung des Ko11si1ms der privaten Hnusbnlte, 
sondern sogar mit emer jährlichen realen Steigerung von 2 % einhcrgegen 
könne••. 

Die neue Regierung unter der Fiiltruog des Solidarno~.c Mitgliedes 
Masowiccki zeigt nun mehr ltculisnrns. Schon in der Rcgierungserklänmg 
betonte der neue Ministerpriisident, daß die wirlschaftliclie Sanierung uiclt! 
ohne Opfer zu erreichen sei. Il0merltswcrt ist außerdem, daß .clic neue .wirt-
scltaflspolitische Fillmmgsmaunschaft aus den , Reihen ,der chemnligc.n 
Opposition aus ausgewiesenen "Murkl,wirlr.cltaftlern" zusnmmengci;etz ist. 
Einige von ihnen zeigten schon vorher iltr.e Sckpsis gegeniipc1: .ci11er ''.lnde.xiec 
rungsregelung" ausgesprochen, Aus den , bisherigen Äußcrerungen und 
Ankiindigungen des Finanzml~sters Leszek !l.nlcerowicz und, seine,s Stell-
vertreters Murek Dabrowski knun hc'ruusgelesen werden, daß .. drastische 
Maßnahmen vorgesehen sind, die auch den Lebensstundard der Bc.vqlkcrung 

132 vgt. Pysz1 Quaisser1 Nach den1 "Runden .„, op. cit. 
83 Argumente fUr die I11dexic.rung von A. Topinsfd: l<o1upres na gtow911

1 ln: PoJityka Nr. 11 
vonl 18.3.198.91 Argun1ente g:cgen die Indexierung von M. D~browski: Ostrzegnn1 pned 
zwycj~stwen11 io:J>olityka,Nr. l(lyo1n 11.,3.1989 , , .. ;. , 

M Vgl. 11SH1nowisko w sprnwie p0Jilyld_spol1;czllc.j i ftOS11odurczcj {)~az refonn Syß(c111owychJ 
zcspbrllokr~grcgo stot4~ ds. ß0.Sp(){h1rki i polity!d spofei:1nej~1 in: ~ycio Goi;1m~.ntw1 :~r. 1~ vom 
16.4.1989. Vgl tiuch P. Pysz, Wolfgttng Quaisser; Nach dcnt ~ttun<lcn 'fisch": Polens \Virt&chnffs„ 
refon11 uo der Wende? in: Oste:uto.i)o WirisclHJft;licH 3, 19&9, S. 18'1, 185 ' 
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Tab. 8: Ausgew!lhlte Angaben des Entwm'fes fü1• ein Anpns•mngsprogmmm 

1989 1990 1991 1992 

Wachst11msrate des Natio11a/ei11komme11s 
Produziertes 1,7 -1,2 1,2 3,0 
Verwendetes 0,2 -1,8 1,3 3,8 
davon: individueller Verbrauch -0,0 -3,1 0,0 3,8 

Investitionen 5,0 2,0 5,0 5,0 
Staatsbudget „ 

Budgeteinnahmen (Bill, Zloty) 25,6 53,3 72,5 91,4 
Budgetausgaben 26,'.I 53,2 n,5 90,1 
davon: Subventionen für Preise 9,0 14,4 18,0 21,l 

Subventionen für den POZZ 1,9 3,9 8,4 12,4 
Enllohnung 4,7 9,8 13,7 18,0 
Budgetfinanzierung (außer Löhne) 6,0 12,9 16,9 21,0 

Fi11a11ze11 der Betriebe 
Verkauf 135,6 104,l 3:l,9 26,5 
Akkumulation 139,2 79,3 43,6 36,9 
Gewinn M8/I 55,1 36,8 38,2 
Gewinn zur Verwendung 158,8 30,4 36,1 38,2 

A11ße11ha11del mit dem Westen (i11 Mrd. US$) 
Export 7,8 8,3 9,3 11,0 
Import 7,0 7,6 8,4 9,6 
Saldo der Lcistungsbllanz -1,1 ·0,8 -0,5 0,0 
Verschuldung 41,2 •l2,8 44,6 . 45,3 

Ge/dange/Jot (in Bill. Zloty) 25,9 58,7 81,0 99,2 
davon: Bargeldumfouf und Einlagen 12,0 25,1 29,1 30,1 

Mittel der Betl'iebc 6,8 15,9 25,1 31,8 
Devisenkonten 7,0 17,5 26,5 36,9 

Wnchst11111srate des Geldangebots (in %) 131,1 121,7 37,6 19,4 
Wncl1s111msmle des Nationalei11komme11s 
(la11fe11de Preise) 126,8 113,4 33,6 26,7 

Quelle: Gazeta Bankowa Nr. 28, (10.7.-16.7.1989). 
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treffen werden. Balccrowicz hat Anfang Oktober die wichtigsten Punkte seines 
Konsolidiernngsprogramms in Was!tinton vor dem JWF und de1· Weltbank 
vorgestellt. Es sieht in der Einkommenspolitik die Vermeidung exessiver 
Lohnsteigerungen und die Änderung der bisherigen Indexierung vor"'. Ein 
Entwurf eines Anpassungsprogramms wurde schon vor einiget· Zeit veröffent-
licht. Auch wenn jetzt zusätzliche Modifikationen angenommen werden 
können, die vor allem drastischeren Abbau des Staatshausbaltsdefizits 11nd 
eine restriktivere Geldpolitik betreffen, dürften auch die neuen Vorgaben sich 
den aus Tabelle 8 ersichtlichen Daten annähern. 

3.10. Inflationsbekämpfung und Preisreform 

Eine stabilitätsorientierte Politik im "'.Rahmen sozialistischer Wirtschafts-
reformen vor der schwierigen Aufgabe, eine Prelqreform durchzuführen, Sie 
ist unabdingbar, um Subventionen abzubauen, d.h. eine weseutllche Inflati-
onsquelle zu beseitigen, \md die Prnisslmktur zu korrigien,n. Zudem milssen 
Gleichgewichtspreise angestrebt werden, da bei hohen Markttlnglcichgewichte 
(aufgestaute Inflation) die Einführung des Marktmecbanismns munöglich ist. 
Die bisherigen polnischen Preisreformen bestanden vorwiegend in admini-
strativen Erhöhungen staatlicher Preise. Ein solches Vorgehen barg jedoch die 
Gefahr einer Beschleunigung der intlationären Prozesse in sich. Im Gegeutcil 
die offene und aufgestaute Inflation erhielten eine neue Dynamik. Der 
Versuch eine Inflationsquelle (iiber ungedeckte Kredite finanzierte Subven-
tionen) zu beseitigen, löst anf der anderen Seite eine Lohn- Preisspirale und 
damit eine galoppierende lnllation aus."' 

Preisreformen sollten deshalb vermeiden, admi11istrutive Preise passiv nn 
die bestehende, ohnc!ti11 verzerrte Kostenstruktur anwpassen. Es geht viel-
mehr darum, eine marktkonforme Preisbildung an den Knappheiten zu orien-
tieren und Marl<tstrukturcn zu schaffen. Einige poluische Ökonomen haben 
vorgeschlagen, den Subventlopsabban mittels J;irhöhung admint~trntiver Prnise 
vor allem in sozial sensil>len Bereichen langsamer durchzufilhrcn,. 11111 d~n 
Druck. auf eine Rekompensation möglichst gering zu lialte1i. A!l,rdings .wird 
mau nicht um relativ rasche. administrative. Prcisel'höhungen .bei. einigen 
Schliisselprodukten der Wirtschaft. vor .allem im Energi" und Rohstoflbercich 
herumkommen. Sind diese Preise verzerrt, stimmt. die gesamte Preisstruktur 
nicht, was 11nweigerlich Fehlallokationen und Vcrschw:mdung zur Folge bat .• 
Ein langsamerer Subventionsabbau in sozial scusiblen Bereichen ;,t allerdings 
nur denkbar,, wenn er von anderen Maßnahmen flankiert wird, die eine 
"Finanzierung" der aus ·solchen Subventionen entstehenden Defizite ermögli-
chen. Dies könnte u.a. sowohl durch die Milderung der auulälldischen 

85 PoJnnd n1akes a dnsh for cconon1lc Ubcrnllsaoon: io: Pin1tncin\ 'l'i111cs v01u 28.9.'i989 
~ . . O.P. Kqhxlko: F..cononllc Rcfonus „., op. cit. 
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Verpflichtungen, d.h. ein ausländisches Bilfprogrnmm, als auch durch ein 
umfassendes Privatisierungsprogramm des Staatssektors geschehen"'. 

Das schwierigste Problem von Preisreformen in sozialistischen Wirt-
schaftssystemen liegt darin, daß entspred1c11dc Wcllbewerbsstrnkturcn fehlen, 
in denen eine freie Preisbildung durch Konkurrenz meherer Anbieter wirksam 
werden könnte. Es bestehen meisl hoch monopolisierten Branchen, in denen 
die Produzenten bei bestehenden Nachfrageüberhängen weitgehend die !'reise 
bestimmen können. Anpassungsreaklionen aufgrund von Preissignalen finden 
unter diesen Umständen nur unzureichend stalt. In konsumnahen Wirt-
schaftsbereichen sind möglicherweise raschere Ergebnisse bei der Schaffung 
von Wettbewerbsstrukturen möglich. Auch wenn man eine aktive Politik zum 
Aufbau von solchen Wettbewerbsstrukturen schaff!, wird man kurzfristig vor 
allem in stark monopolisierten Bereid1c11 auf Preiskontrollen nicht verzichten 
können. Die Alternative wäre eine umfassende Libernlisierung des Außen-
handels und eine Freigabe und Stabilisierung des Wechselkurses, 11m ausländi-
sche Konkmrenz in das Land zn lassen. Dies kann wiederum außenwirt-
schaftspolitische Gefahren (Erhöhung der Zahlungsbilanzungleichgewichte) 
mit sich bringen. 

Vcrnehiedentlich ist auch in Polen <foi Überlegung angestellt worden, 
anstatt einer Preisreform gleich eine Wiihrungsreform durchzuführen, um 
nicht nur die Preisstruktur, sondern auch die Geldentwertung in den Griff zu 
bekommen und ähnlich wie in der Bundesrepublik einen Neuanfang und ein 
"Wirtschaftswunder" einzuleiten. Ein solches Vorgehen hätte den Vorteil, daß 
der bestehende Geldiibcrhang nnf einen Schlag beseitigt wiirdc und man ohne 
Belastungen der Vergangenheit die Refonnpolilik beginnen könnte. Neben 
negativen Verteilungswirkungen (Umverteilung zugunsten von Besitzern von 
Sachvermögen), die unter den jetzigen Bedingungen vertretbar wären, sind 
allerdings noch andere Argumente vorznbl'ingeu."' Eine Wlihrnngsrcform 
wiire erst dann sinnvoll, wenn zuvor die institutionellen Rahmenbedingungen 
für eine restriktive Geldpolitik iieschaflcn, das Fiskal- insbesondere das 
Steuersystem vereinhcillicht und die vcrnchicdenen oben genannten inOati-
onsfördernden Systemelmcnte beseitigt worden sind. Im anderen Falle wiirde 
eine Währungsreform verpuffen, weil der laufende höhere Anstieg der Geld-
menge als <las Wachstun1 des Sozialf)roclu_1{fs \viedcr ein~n inflatiOnären Überp 
bang schaffen würde. Rasche Angebotseffekte sind zudem angesichts der 
strukturbediugten Produktionsschwäche nicht zu erwarten. Wollte man also 
eine erfolgreich Währungsreform durchführen, müßte sie erst nach oder 
unmittelbar int Zusammenhang mit weitreichenden ordmingspolitischen 
Maßnahmen durchgeführt werden. · 

87 hierauf weist auch J. Sachs hin: J Sachs, Progrant .„ 1 op. cit. 
88 vgl. !-J. Fuchs: Möglichkciicn u1\rl Grenzen der lnflnlionsbckfiotpfnng, Paper (\\lf dein 

Syn1posiun1 "lnOalion und Schallenwirtsdwfl im Sozi~~lismusu1 Duisl>urg 1988 
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3.11. Gespaltenes Währungssystem \lnd Konvertibilität 

Angesichts der hohen Inllntionsrate gewann in Polen ein zweiter aus Devisen 
(vorwiegend US $) bestehender Geldkreislauf an Bedeutung. Dieser sch011 
seit etlicher Zeit existierende Markt wurde durch das neue Devisengesetz vom 
15.2.1989 legalisiert, d.h. der freie An- und Verkauf von ausländischen 
Währungen ist für Privatpersonen erlaubt. Darüberhinaus können Betriebe 
Devise11 auf Auktionen kaufen, mit denen sie knappe aus- und inländischen 
Vorleistungsgütern erwerben können. Ökonomisch und sozial ist dies lang-
fristig jedoch nicht tragbar. Am "Runden Tisch" einigte man sich, das Doppel-
währungssystem zu beseitigen, um die aus Zloty und Dollars bestehende 
Geldmenge einzuschränken. Die daraus erhofften Deflationseffekte könnten 
ihrerseits wieder zu Reduziernng der Endnachfrage und ferner zum Gleich-
gewicht auf den Kosumgiltermärkten oeitragen. Zudem kann die Bevölkerung 
jetzt aufgrund großzügiger Rechte zur privalen Wirtschaftstätigkeit ver&tilrkt 
ihre Ersparnisse für Investitionen verwenden. Kurzfristig verlagert sich jedoch 
nur ein Teil der Endnachfrage von Konsum- auf Investitionsgüter. Mittel- und 
langfristig könnten die vermehrten Investitionen jedoch das Konsumgiiter-
angebot erhöhen und damit von der Angebotsseile die Marktungleichgewichte 
abschwächen"'. 

Die Beseitigung des Doppelwährungssystems und eine um fassende außen-
wirtschaftliche Öffnung ist ohne eine drnsti,;che Vermindernng der binnen-
wirtsehaftlichen Ungleichgewichte und eine völlige Konvertibilität der 
Währung 11icht möglich. Dici;es allgemein erklärte Ziel der Wirtschaftsrnform 
ist sicherlich nicht sofort, sondem erst in ei11em mittelfristigen Zcilrnum 
erreichbar. De11noch sollte versucht werden, so rasch wie möglich einen 
einheitlichen und realislischen Wechselkurs einzuführen. Zudem ist es 
notwendig, das gegenwärtige Finanzsy:Jlent im Außenhandel zu vereinfachen. 
Gegenwärtig werden auch in1 AußenliancJel Steuern und Subventionen imlivi-
duell, d.h. produktspezilisch angewendet. Eine Vereinheilliclrnug und Stabili-
tiit des Wechselkurses würde auch die ßemiih1111gcn zur Konsolidierung der 
Zahlungsbilanz unterstützen. Das komplizierte 1md sichedich unproduktive 
Steuer·· und Subventionssystems im Außenhandel könnte dmin beseitigt 
werden. Die Administration wiirde zudem von viele11 Einzelentscheidungen 
befreit und die Selbständiiikeit der Betriebe könnte entsprechend erweiter 
werden. Damit wäre es einfacher, die Unternehmen in die Finanz<lisziplin ein-
zubinden'°. 

3.12. Kapitalmarkt, Privatisierung und Umstrukturierung 

Die ökonomische Konsolidierung Polens hängt in entscheidendem Maße von 
einem langfristigen Wandel der Wirtschaflsstrnkur in Richtung auf. den 
Konsumglitersektor und auf exportorientierte und innovative Wirtschafls-

8? Pysz, Quaisser, Nach llcm nRunden .„11 , op. cit., 8. 183 
90 Such, Llpton1 Progrnm .„ 1 op. cit. 
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zweige ab. Die bishel'igen Erfahrungen zeigen, daß dies nicht durch eine 
staatliche Strukturpolitik mit Hilfe zentral festgelegter Investitionen in den 
staatlichen Wirtschaftstiereichen möglich ist. Private, an Erfolgskriterdien 
orientierte Investitionen sind hierfür notwendig. Voraussetzung dafilr ist ein 
funktionierender Kapitalmarkt, d.h. freie Bankaktivitäten, die Möglichkeit 
einer Finanzierung iiber Aktien und eine Börse. Der Aufbau eines Kapital· 
marktes muß deshalb als ein Schlüssel der Reform, wirtschaftlichen Slabilisie· 
nmg und Umstrukturierung der polnischen Wirtschaft angesehen wcrden.91 

Ohne eine umfassende Privatisierung des sozialistischen Sektors ist der 
Aufbau und eine Flexibilisierung des Kapitals aber nicht möglich. Dies 
verlangt eine völlige Neubestimmung der Eigentumsrechte. Zur Zeit werden 
in Polen umfassende Diskussionen über eine solche Privatisierung geführt, auf 
die hier im einzelnen nicht eingegangen werden kann. Die jetzige wirtschafts· 
politische Fiihrung der Regierung Mazowiccki scheint auch in dieser Richtung 
zu einem konsequenten Handeln bel'Cit. Schon am 25.9.1989 ernannte der 
neue Ministerrat einen Regierungsbevollmächtigtcn, der ein Programm zur 
Änderung der Eigentumsstruktur ausarbeiten soll". Es werden noch vcrschic· 
dene Varianten diskutiert. Möglich ist, daß ein Teil der Privatisicrnng über die 
Ausgabe von Belegschaftsal:tien erfolgt, die frei gehandelt werden können. 
Ein anderer Teil könnte frei auf dem Kapitalmai·kt verl;auft werden. Neben 
dem Effekt, dall Kapital mobil gemacht wird, könnte man el'wartcn, daß auch 
ein Teil der Kaufkraft abgeschöpft wird und sich die Sparneigung erhöht. Der 
Prozeß einer Privatisierung und Umstrukturierung wird allerdings nicht von 
heute auf morgen zu erreichen sein. Ohne die Schaffung eines Kapitalmarktes 
und eines funktionierenden Ilnnkcnsystems ist ein solcher Prozeß jedoch 
kaum denkbar. 

3.13. Versclmldungsproblcmatik uncl Hilfe von Außen 

Die gegenwärtigen Bemühungen zur Konsolidierung der Wirtschaft hängen in 
einem nicht unwesentlichen Teil auch vu.n äußere11 Rnhmcubedingungen und 
neuen Lösungen in der Vcrschuldungsfrnge ab. Nach einem Abkommen mit 
dem IWF, das sich nun abzeichnet, stehen Umschuldungen im Parisei· Klub 
an, die Polen für einen gewissen Zeitraum eine Atempause bei Zinszahlungen 
und Tilgungen und den Zullnß neuen Kapitals in das Land ermöglicht sollen. 
An dieser Stelle kann nichl auf die umfangreichen multi· .und bi.lateralen 
Verhandlungen und Initiativen zu diesen Problemen eingegangrn werden. Es 
wäre vorteilhaft für Polen, wenn ähnlich wie mit anderen hochverschuldeten 
Ländern eine spezielle Regelung mit den Privatbanken im Rahmen des Brady 
Planes durchgesetzt werden könnte. J. Sachs geht in seinem Stabilisierungs: 
plan sogar soweit, daß Polen in Envartung eines Abkommens mit dem IWF 

~I. hicrtu I-I. ßcchthold, A. J-IcJfl\r; Stt.1gOutio11 Problems in Sodlltlr.t Beononli~s, in: P. 
Gcy1 .J. Kosta, W. Quuisscr: Cdt1is and ltcrorm in Sodnlisr Jkoneo1nicc1 Douldet nnd Lond.01\ 1 

1987, s. 24 
92 l\1'chr Privateigentum in Skhl, in: NrA von\ 29.9.1989 
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ilberlegcn sollte, einseilig die Zahlungen an die auslä111Jischen Privatbanken zu 
vermindern. Die Zinszahlungen an die Privatbanken betrngen in der letzten 
Zeit jiihrlich etwa 865 Mio. US $, Sachs schliigt vor, diese ausliindisch(m 
Devisen auf Auktionen gegen Zlotys zu verkaufen, um dnmit das Staatsdefizit 
zu decken." Ol> ein solch "nnlronventioncllcs" Vorgehen auf großes Vel'stiindis 
der internationale Finanzwelt stößt, auf das Polen ja doch langfristig angewie-
sen ist, ist allerdings zweifelhaft. 

V. Polen auf dem steinigen Weg zur Marktwlrtsdmft 

Die Vereinbarungen am "Runden Tisch" zu ökonomischen Fi·agen ließen 
Zweifel an der Realisierbarkeit der Wirtschaftsreform aufkommen. Das 
Dokument hatte den Charakter eincs·poli!ischen Kompromißpapiers, in dem 
einzelne Vorstellungen miteinander vcrcinbnrt werden sollten. An eiuwlnen 
Stellen gelang dies nicht, so daß imtcrschicdliche Positionen explizit festge-
halten wurden. Die Vereinbarungen waren deshalb von \Vide1·sprl\chc11 uncl 
Unklarheiten gekennzciclmcl. Dies betraf weniger die ordnungspo!itis~he 
Konzeption, die von ihren Leitgedanken und Vorstellungen klar auf cme 
Marktwirtschaft ausgerichtet war. Hicriu waren sich die damalige Opposition._ 
und Regierung einig, auch wenn es zu einzelnen Teilfragen, 11.11. zur Rolle de a:--
Arbciternelbstverwaltung und der Abschaffung des Nomenklatun1·Systen-.. ~ 
verschiedene Auffassungen gab. Zudem hatte die Regierung Rakowskis scho-.,,,_""-
wichtigc Reformmaßnahmen, 11.n. das Gesetz zur Aufnahme der Wirtschaft:so._ 
tätigkcil und das Joint-Venturc-Gcsctz cingi:filhrt." 

Schwachpunkt der Vereinbarungen nm "Runden Tisch" war die Proze ~­
politik. Sie muß jedoch als Schllissclbcrnich der Rcformcinfiihnrng angesc h ~ -'"'1l._ 

werden, da die Inflation die onlnm1l!Jlpolilischc Änderungen block!c!l. ~ ~ 
wurde zwar die Notwendigkeit einer rcstriktil'cn Geld- und Fisknlpohttk. ~;;,. <::::.. 
Einl'iihrung von Gleichgcwichlr.preisen und ein Subventionsabbau betont, d~ = '--a. 
sollte dies sozialpolitisch wcitgclrnnd nbgcfctlert wcrdeu. I:lierunlcr . fi '""- '-~ ,,..._ 
bcschiiftigungspolitischc Maßnahmen und eine Lol111indcx1crung, <~•c "-~ 's 
zuletzt zwischen den Pnrtcien umsll'iltcn w:1r. Schließlich einigle man sicl11. ~ >L•f 
einen vergleichsweise hohen Inflationsausgleich von 30 % und verband ~ 'S. es 
sogar noch mit der Hoffnung, wiihreml dllr Rcfo-rmeinführung .'.Ins ~ ~ =l-
einkommensniveau zu verteidigen. In einem weiteren Abschnitt cnvalmte. --~an 
sogar, daß der Konsum der Bevölkerung in den niichsten Jahre•~ real nn-. ~ "* 
steigen könnte. Darin kam der starke Druck zweier um J1c Guns. '1111::- del' 
Arbeiterschaft konku!Tierendcr Gewerkschaften zum Ausdruck. Vo':'- ~-- 'i.ncr 
konsequenten Gleichgewichtspolitik konnte bei diesen Vorstellunge~ 0 •<:::.. ~ "'8:: die 
Rede sein. Hier lag der cntscbcidendc Schwachpunkt_ des Wtrts~~afts­
programms des "Runden Tische$"." 

9
J Sa~hs, Lip1on, Progrmn .„, op. dt. 

9-I Sttu10\visko w „., op. cil.i Pyi>z, (~1Htisscrj Nar.h dccn 11 Rl1ndcn „.'\ op. dt. 
'JS Stmlo\visko w „„ op. cil.i 1~y~;z1 <.}ui:tlsscl', N:t<'h dein "l~urid\~11 „.'', op. dl. 



Das neue \Vjrfschaftspolitisclie r>rogca1nn1 der H.egiernng MaZO\Viecki~~ ist 
hingegen durch einen· \Veit aus größeren llcrdis1nus gekennzeicbuct. Schon in 
s.einer Rcgierungserkiirung betonte der ngue ans d<',r Solidtltnosc :-;to.tnn1cnde 
Ministerpräsident, dafl ohne weitere Opl'er auch von selten der Bevölkerung in 
der Sanierung und R.efor1n der poh1ischcn \Vid~;chnfi: k~in f~rfolg zu erzielen 
sei. Auch die Auswahl der \Virtschaftspolil.ischcn Führung!•inannschaft) djc sich 
1u1eingcscl1ränkt aus ausgc\vicsencn nM:.~rkt\virts1~hr!ftlern.11 z1tsan11n1~nsctzt, 
zeugt von ch1er wirtscha!ispolilisclien Enlsd1lossm1hcit Aus der Solidarnosc 
kanten teilweise Männer in Schlüssclposil.ionc-n, die vorher arn °Ruudcn Tisch" 
nicht vertreten \Varen. Dies bei riffr vor allc:fft fi'hlan:tinioistcr Lcszek 
Balcerowicz und seinen Stcllvcrtrel~r !vforck D<ibmwski, die. «ich beide zuvor 
gegen eine Indexierung uusgesproc!u;n hnlicn> abr.r auch den Jndnslriuinlnislcr 
T. Syryjczyk. Der von der PVAP cmaunt(' /\uflcahamlebminister M. Swicdcki 
lieg! gleichfalls auf einer klaren marktwirischafllichcn Linie. Nicht unbedeu-
tend isl zudem, daß Wladislaw ßaka, der schon ab Pl1litihürnmilglicd für eine 
harte Fiskal- und Geldpolitik eintrat 11ud sich zt>k\zl in tler Krilik der Wirt-
schaftspolilik Rakowskis exponiert hallo, wkdci· Priisidcnt clcr Nationalbank 
gcv1or<len ist. 

Aus den bisherigen Stcll11ngnahn1ci1 zm· Wirtschalbpofüik geht hervor, daß 
eine drastische Stabilit.ätspo1itik so\Vin ein nwehcr und u1nfa~scoder ÜUc.rgang 
zur Marktv1irtschaft geplanl ist .. 9 'i L>abci bl~&leht die konzeptionelle SclHvieri3-
keil darin, daß es bisher kcirm his(orbclw. Er!'ahnwg oder schlihsip,c Theorie 
des Übergangs von einet zenlralcn PhtH\virtschafl'J i1n po1nisc1ien Falle eines 
cigcntii1nlichc11 11Misch!~yste1ns'\ Ztl einer rv1:1rkl\virlschafl gibt. Es ist 
vcrgleichsv1cise einfach> eh1igcrntaßc11 gcu:i11 ;~n bcschre:ibcn, \Ve.Iche Elcn1cnte 
für das Ft111ktioniercn einer l\1arkl\Virt~;<:haft a11s~;ehlag,_4cbcnd si1al 11nd \Velchc 
Maßnahn1c11 ergriffen \Verden 1ni'1sf;eo. lJiL~ cnlschcidendc f<'ragc stcUt :;ich 
allerdings in \Vclchcr ~)eqnonz die l\1'aßn'11JJHcn rcalisiett \Verden ~olltcn. 
liinzu ko1un1t, daß die .111Uation und \Yirt~icha!"!Iichcn lJuglcichge\\'ichte akut 
und durchgreifend beldiinpfl \'lCtden 1nüs~;cn. f_)adnrch enfsicht die Sclnvicrig-
kcit) daß ~Jlnbilitillsoriei1tii::.rlt; ~t1aßt1ah1ucn gh~il'.hzcilig oder :t.ei11iL~h nur gering 
vcrsc:hobcu rnit ordnungspoiilbelu~u ,\udcrt1111_~{~11 einhcrgnl1en' 1nüssen. Zun1 
'I'eiJ 1nüsscn r;ogar cr!;i dit~ in~Hl.ülio111~llen ·voraussclz1.111gcn für ciHc \Virksan1e. 
prozel5pofilisChe Stcuerunr; in1 Hahrncn ei11cs'geih1dcften S!c.uc.r-- ttnd Fiu:.inz-
sys!cm gcsch;,ffcn werdcu. 

Das neuen H.cfor1npror,ra1n1n !)[l~IJte der t?ina11z1ninisl.er L. ßalccro\vicz 
Ende Septcnther in (jr11ndztigcu dein (\A/F vor und A11fang ()ktober Cl\Vas 
ausl'iihrlichcr der polnisch1Jn .Öfl"'11tlicl1kci1. D:" l'rngrnmm 1.icll nuf einen 
rnschcn un<l uinfasscndcn l(urs\.'Jechscf in der \Vjrü;ehaftspo)ilik init. drei 
Efcn1enten: erstens eine CJcld·· und Preb.~_;\nhilfrJiertHtg; 7.\Vcitens Änderungen 

~~61<.~nf<:(tJncja-~~~:;~;J,~··~~·w;~;.,1.;g~-rz,\\iln; ·'f'f11dny, <ile ln1\y by:: nie i°llt)~<~ 1 \Vke1,n:n11cr 
l.ciw.tk Bnkcrowk;;, pJ'l,\!(lslawin pl'o.i1;!;1 11n18ra1n11 to.•:po011il"zcgq; in: !b:(•c;~pn~11olitt1, Nr. 2J4, 
voll\ 7~8."10. 1989; Mc1nnradun1 011 thc f!rri1Hl1\\ic [(cfonn Pro1.1r:i10 in Pol:rnd ornd lhc. Rnl~ '1f 
ForC'.igo Fiflunci;d /u; ... o;;jst<1ncc1 tvt.11w;;krir1 vo1n '.t..\9.1.939; ~li1; nachfnli~cc1<kn D.111~ldh1ng. cks 
Prognunrllf. lsczicht skh ttuf (JiC obctt gl:llill!Jli<:I\ ()11c!k11. 
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des ökonomischen Systems und slrukturcllo Anpassungen; drittens auslti11di-
sche Hilfe und Verminderung der Schulden. Bezüglich der ordungspolilischcn 
Änderungen ist ersichtlich, daß die Einführung der wesentlichen Elemente der 
Marktwirtschaft in einer relativ kurzen Frist durchgesetzt werden sollen. 
Dahinter steht der von Balccrowicz schon friiher vertretene Grundgedanke, 
daß bei einer zu langen Übergangsperiode die Reform in "Zwischenlösungen", 
wie administrative Preiskontrollen, direkte und finanzpolitische Beeinflus-
sungen einzelner Wirtschaftseinheiten stecken bleibt und schließlich scheitert. 
Das Programm sieht zwei grundsätzliche Phasen, d.h. eine Einführungsphase 
und eine Periode grundlegender institutioneller Änderungen vor. In der 
Einführungsphase, die nicht länger als bis Anfang 1990 dauern soll, beabsich-
tigt m8n zwei wesentliche Ziele zu erreichen: 

Erstens sollen die gntndlegenden Maßnahmen, u.a. entsprechende 
Gesetze, vorbereitet werden, die in kürzester Frist einen Übergang zm 
Marktwirtschaft möglich n1achen. Sie betreffen Veränderungen der Eigen-
tnmsstruktur, d.h. Privatisierung von Staatsbetrieben, die Beseitigung von 
Monopolen, die Reform des Staatsbudgets, eine Beschleunigung der Verände-
rungen im Bankensystem und die Vcriindcrung des Sozialsystems. zweitens 
geht es um Maßnahmen, die einer akutm Verschlechterung der Wirtschafts-
lage entgegenwirken sollen, olme daß mm1 die Illusion hat, hie1· kurzfristige 
Erfolge zu erzielen. Zudem sollen mich erste Maßnahmen zur Stabilisiernng 
des Geldwertes und der Preise eingeleitet werden, die als Voraussetzung für 
stn1kturelle Anpassungen angesehen werden. In den nächsten Monaten will 
man die Wirksamkeit der Fiskal··, Einkommens- und Geldpolitik erhöhen. 
Dabei soll das fodexierungsgcsetz geiindcrt und eine Stener anf hohe Lohn-
steigerungen erhoben \Verden. Ferner sollen attraktive Spurl'orn1cn, u.a. in1 
Rahrnen von Staatsanleihen geschaffen \Verden, \Vas teilweise schon geschehen 
ist. Ferner sollen durch S11bventionsabbu11 bei Nahrungsmitteln und Energie· 
trägem das Haushaltsdefizit vermindert werden. fügiinzl wird dies durch eine 
deutliche Abwertung des Zloly. 

Entscheidend ist die zweite Rel'onnphasc, in der einschneidende institutio-
nelle Änderungen mil Stabilisicrungsmaßnnhmen kombiniert werden. Sie soll 
von Januar bis März 1990 dauern nnd znniichst tnit. einer fast völligen Frei-
gabe der Preise beginnen. Mit Ändcningcn im Bmlgetsyslem will man die 
Fiskalpolitik restriktiv gestaltet, d.h. Subventionen <lrastisch abbauen. 
Betriebsschließungen und Arbeitslosigkeit werden dann unvermeidbar sein. 
Die automatische Krcditierung des Staalslrnuslialtsdeilzits soll beseitigt 
werden. Über Staatsanleihen und den Verkauf von staatlichen Läden sowie 
Staatsbetrieben will man das Defizit decken. Zudem sollen die Staatsausgaben 
vor allem im Verteidigungshaushalt gekürzt und ein Teil der Rüstungs- auf 
Konsu111glilerproduktio11 umi~estellt werden. Es ist beabsichtigt, das Kredit-
system grundlegend zu iindern und die Geldpolitik <'Cstriktiv zu gestalten. Die 
Regierung will einen einheitlichen Wed1';elkms, eine <lrnstisclrnZlotyabwer-
tung und schließlich die KonvcrlilJililiit der Wiihrnng inncdialb eines Jahres 
durchsetzen. Nach der Geldwcrlsl.abilisierunf\ ist bunbsichtigt, reale, d.h. i'tber 
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der Inflationsrate liegende Zinssätze zu zahlen. Die Einkommm1s- und G<>ld-
politik zielt darauf, das Lohnwachstum während des Subventionsabbaus unter 
der lnflalionsrnte zu hallen. Flankiert werden soll dies dmch eine grund-
legende Reform des Steuersystems. 

Man geht davon aus, daß die oben gennnnten Maßnahmen zu einer 
einschneidenden Verminderung der Krediticrung des Slaatsbudge!s und der 
staatlichen Betriebe ffihrt, was die Basis für eine dauerhafte Preis- und 
Wechselkursstabilität darstellen würde. Die gleichzeitige Freigabe der meistc11 
Preise soll darüber hinaus die Korrektur der Preisrelationen ermöglichen. Die 
polnischen Wirtschaftspolitiker sind sich darüber im klaren, daß die fiskal-, 
gcld-, wechselkurs· und preispolitischen Maf.\nahmcn in einer kurzen Periode 
eine "korrektive Inflation" hervorrufen 1.vird, obwohl sie die für die Hyper-
inflation verantwortliche Geldexpansion unterbinden. Nach diesen korrektiven 
Preissteigerungen sollen dann die Kreditvergabe, der Wechselkurs und die 
Löhne stabilisiert werden, um die triigheitsbedingtc lllflation zu brechen und 
Preisstabilität zu erreichen. Zudem wurde hcrvorgehohen, daf.1 die Erfahrung 
in an<leren Liindern zeige, daß die Stabililül:ipolitik ihm Wirksamkeit durch 
ausländische finanzielJe Unturstiitzung verstiirken könne. t3ci der grundsiitz~ 
lieh positiven Reaktion der Mitglieder des lWF auf das polnische Wirt-
schaftsprogramm zeichnet r.ich ab, daß Polen einen "sland by" Kredit des IWF 
von ca. 1 Mrd. US$ für diese S1.abilisicrn11gi;maß11ahmcn erhiilt. 

Vorrnngiges mittel- und langfri•liges Ziel der neuen Wirtschaftspolitik ist 
die Beschleunigung des Strukturwandels. Zunächst geht es um die rnsdic 
Bm;eiiigung noch bestehender ad1niuisfrativer nnd finanzic!Jc.r I-Jcn1n1nisse für 
den Privatsektor. Ein wichtiger Bereich ist hir.lrfllr eine Slc<1crn:l'orm, die das 
bestehende System wesentlich vereinfachen und dk St•!tlcrprogrcssion für 
private lJntcrnelunungcu und Pcrr.oncn vcrrnin<lern soH1 \1n1 damit unter~ 
nchmcrischcs Verhalten zu fördern. Ein weiterer Scnliisselhcrcich ist die 
Privatisierung von Staatsbetrieben. He.rvorgehobcn wird, daß m[ln schliefJlich 
eine l3igcntumsstruktnr crr~~ichcu \Vill, die~ inif df.~11 v1cstcuropü\~.1chcn. Volks~ 
\vjrt!~chaften vctgJeichbar i~~L l'-lc~1cn der Ausgabe von Belegschaftsaktien \Vill 
man einen Teil des Kapitals direkt auf Auktionen zum Verkauf. anbiclcn. 
Ferner sollen Aktienmärkte etabliert werden, nm die Mobilili\l des Kapitals 
und dessen effiziente Allokation zn erhüben. Der Slrultlurwandcl soll weitere 
lmpulw dm·ch die außcnwirlschaftliche Öffnung, d.h. ·cinr.r weiteren Libernli-
siernng des Außenhandels, einen einheitlichen Wechselkurs und volle 
Konvertibilität, erhalten. 

Das Programm muß als konzeplioncll konsistent bezeichnet werden, nnd 
es besteht die reale Chance, trotz erheblicher Unsicherheiten und Gefahren 
den Übergang zu einer Markf.wirtschaft zu errnichcn. Die polnische Wirtschaft 
durchliiuft allerdings im niichstcn Jahr eine krilischc Phase, in der zunächst 
keine griifleren Wachstums- 1111d Effitfonzcrfolgc und keine Verbesserung des 
Lebcndslamlards der Bevölkerung zu ("Warlen sind. Im Gcgcnleil, die .Stabili-
sicrungs1naßnah1nen verlangen \Vcilcrc Opfer, die in reul~n Einkon1n1ensyer~ 
lusten, Arbeitslosigkeit und Wachstumseinbußen zum Ausdruck kommen 
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werden, was offen von der Regierung nusgesprochen winl. Eine einsclmei-
dcnde Stabililätspolilik ist jedoch für dns Gdingcn d1ir Reform unablässig. 
Entr.cheidend ist, ob die Regiernng im ersten Halbjahr 1991 in der Lage sein 
wird, durch eine restriktive Fi•kal- und Geldpolitik die galoppierende Inflation 
zu ersticken. Gelingt dies nicht, besteht die nroße Gefahr, daß die Reform 
wiederum in der Einführungsphase scheitert. Die Stabilitiitspolitik muß aller-· 
dings sozialpolitisch flankiert und durch verbindliche Vereinbarungen mit den 
Gewerkschaften abgesichert werden. 

Die neue Regierung trägt in ihrem Programm der Tatsache Rechnung, daß 
ohne unverzügliche ordnung.spolitische Änderungen, insbesondere beim 
Konkursgesetz und beim Dudget,- Steuer-, Finanz- und Lohnsystem in 
Verbindung mit einer rcstrikten Einkommenspolitik, eine Stabilitiitspolitik 
nicht zu realisieren ist. Bedeutsam ist zudem, daß sie einer der Schliisselfrngen 
der Reform sozialistischer Wirtschaftssysteme, nämlich der Dcmonopolisie-
nmg und Privatisierung der hochkonzentrierten vergesellschafteten Industrien 
einen herausragenden Platz einräumt. Ohne Maßnahmen in diesem Bereich 
wilren nicht nur kurzfristige Stnbilisierungsrnaßnahn1en, sondern nuch lang-
fristige Sturkturanpassungen zum Scheitern vernrteill. Ein Schlüsselbereich 
für die erfolgreiche Umstrnkturicrung ist jedoch ein funktio11sfiihige1; Banken· 
system und die Etablierung von Kapitahniirktcn. Trotz formaler Änderung der 
Struktur des Dankensystcms, hat sich in de1· Realität, wie das Gutachten 
zeigte, bisher wenig geändert. Entscheidend ist, daß der Eigcmkapitalantcil der 
Banken erhöht und auch hier privatisiert wird sowie neue Privatbanken 
entstehen. Ohne Konkurrn111.,trukturn11 im Il:mkensektor besteht die große 
Gefahr, daß er unter politischen Druck bzw. unter Einfluß von bcstimmtc11 
11pressure groups11 gerät. 

Auch im Bankenbereich will die neue Regierung verschiedene weiter· 
führende Mailnahmen einleiten. Die Zinssiitzo Hollen .~o geiindert wcnlen, daß 
die Schuldner nicht mehr von Unterschieden in der lnllationsrntc und den 
Zinsen profitieren können, Die sogc11a11nten l'l'iifercnzkredite sollen abgc· 
Hchaffl werden. Zudem will man das Verfuhren zur Griinch111g vo11 Banken 
nuch n1it ausländischer Belciligung vcrcinruchcn und inodernc Iianktcchnikcn 
fördern. Hierzu sollen spezielle Kredite der Weltbank und anderer westlichen 
Ländern genutzt werden. Ferner soll tlic Möglichkeit der 1iegem;eitigcn Kredi· 
tienmg der Unternehmen über Wechsel geschaffen wertlen."7 

Eine wirksame Untcrstiitziml\ der Reform in Polen könnte der Westen 
leisten, i11dem westliche ßanken h1ngfristig in Polen aktiv wel'den. Denkbar 
wäl'e auch, internationale Hilfsgelder im Rahmen von Zweigniederlass1mgen 
von westlichen Kreditinstituten in. Polen abzuwickeln, Ein solches Vorgehen 
hätie vier Vorteile: Erstens könnte die Hilfe im Rahmen von klm· definierten 
Kreditpro1irnrnnicn an gezielte Adressaten, bzw. Aufgabenbereiche gelangen. 
Man wiirde vermeiden, daß Gelder in 1ill(l\ll"chscha11baren ßilrokratien 
verschwinden. zweitens wäre es eine Hilfe z1tr Sclhstliilfo, we.nn Gelder im 



53 

Rahn1en eines revolvierenden Fonds a1s zinr.ßnnstigc l(rc:dilc vergeben 
werden. Zins- und Riickzahhmgen könnten zur Vergabe weiterer Kredite 
dienen. Drittens wiirde eine gezielie Unterstlilzung von privaten Neugrün-
dungen i1n Raluncn eines solchen I<rcditprogranllns1 die Schafrung von \Vctl-
bcwcrbsstrukturen in der Wirtschaft fördern und damit die Wirksamkeit des 
Markln1cchanisn1us stärken. Viertens \vl\r<lcn durch das Engagcn1ent von 
westlichen Kreditinstituten in Polen zugleich die Wettbewerbsstruktnren im 
ßankensektor gestärkt. 

Polen steht an einer enlscheidenden Phase seiner Geschichte. Wenn die 
wirtschaftliche Stabilisierung und der ÜberganlJ zur Marktwirtr.chaft nicht 
gelingt, dann scheitert auch die politische Reform. Hierzu ist es nicht einmal 
nötig sich an die These der Theorie Ober die Interdependenz von Ordnm1gcn 
zn erinnern. "Einfaches" gesellschaftspolitisches Vorntdlungsvennögcn reicht 
ans: Gehen die Umgestaltungsvcrsuchc in Strniks, Widerständen des 
Apparates und damit im sozialen Chaos unter, dann bliebe nur eine wie auch 
immer geartete Militärdiktatur. Polen steht an einem Scheideweg auf dem 
Weg zu Demokratie und Marktwirtschaft, mit großen Chancen für die 
Zukunft Europas. Der Westen kann diesen Weg durch ra.,che und gezielte 
Hilfe unterstützen. Bei einem Sc11citcrn der Reform miilltc nrnn iihc1· beacht-
liche Phantasie verfügen, um die Wicdcrhnlb~rkeit tlirn;cs Experiments in 
absehbarer Zukunft prognostizieren zn können. 


